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Das ßnndesreeht der Republik der Teremigten Niederlande. 

(1579—1795). 



Einleitung. 

Unser grosser Reichskanzler sagte in seiner berühmten 
Reichstagsrede vom 16. April 1869 über die Einführung ver- 
antwortlicher Bmidesministerien zur Veranschaulichung der 
Vortheile von Staatenbildungen föderalistischer oder doch decen- 
tralisirender Natur: 

»Sehen Sie die grosse, reiche und mächtige Erscheinung 
der Nordamerikanischen Freistaaten, ob man dort den Einheits- 
staat als das Palladium der Freiheit, als die Basis gesunder Aus- 
bildung betrachtet! Sehen Sie die Schweiz mit ihrer Cantonal- 
verfassung! Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn ich mich 
nicht tausche, am meisten Analogie mit dem unserigen hat, 
die alte Verfassung der Vereinigten Niederlande, wo die Selb- 
ständigkeit der Provinzen in sehr hohem Grade gewahrt war! 
Ich kenne sie nicht so genau, um zu wissen, ob der dortige 
Kanzler oder Grosspensionair verantwortliche Minister neben 
sich hatte, oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statthalter 
aus dem Hause Oranien mit dem Kriegsstaate zur Seite stand. 
Ich glaube, es wird hier Jedem, der sich dafür interessirt, und 
der mehr Zeit hat als ich lehrreich sein, diesen Vergleich 
weiter durchzuführen und die bewundernswerthen politischen 
Leistungen, die uns die Geschichte von der Republik der Ver- 
einigten Niederlande erzählt, zusanmienzuhalten mit dem hohen 
Grade persönlicher Freiheit, der unter dem Schutze dieses 
Regime gedieh«. 

Sicherlich ist dieses hohe Lob aus so competentem Munde 
wohl begründet. Die Niederlande haben lange eine leitende 

1 



Stellung in dem durch die Jahrhunderte sich hinziehenden 
Kampfe des Germanismus und Romanismus gehabt und die 
äussere und innere Entwicklung anderer Völker erheblich 
beeinflusst. Der kühne, ja in Berücksichtigung der damaligen 
politischen Lage beinahe vermessene Ausspruch Wilhelms von 
Oranien in seiner Apologie vom December 1580: der Abfall 
der Niederlande von Spanien sei eine That, »welche in Ewig- 
keit nicht genug gelobt werden könne« 0? wird durch die 
Leistungen der Republik der Vereinigten Niederlande völlig 
gerechtfertigt. In achtzigjährigem Kriege (1568—1648) haben 
sie vorzugsweise durch eigene Kraft, unter Leitung des deutschen 
Heldengeschlechts der Oranier, mit nur geringer sonstiger Bei- 
hülfe aus Deutschland, Frankreich und England, ihre Unab- 
hängigkeit gegen das übermächtige Spanien erstritten. Sie sind 
das Heimatiisland der modernen religiösen und bürgerlichen 
Freiheit. Mit England theilen sie den Ruhm, dass von ihnen 
die moderne Colonisation durch grosse Handelsgesellschaften 
ausgegangen ist, welche fremde Erdtheile erschlossen hat. 
Wilhelm HI. von Oranien war der Mittelpunkt des europäischen 
Widerstandes gegen französische Anmassung und Vergewaltigung 
am Ende des 17. und im Beginne des 18. Jahrhunderts; seine 
muthige hitervention in England hat die englische Verfassung 
und die englische Freiheit gerettet. Der Kampf des Königthums 
gegen die Stände, welcher einen grossen Platz in der neueren 
Verfassungsgeschichte einnimmt, ist zuerst in den Niederlanden 
durchgeführt und dort gegen das Königthum entschieden. Kein 
Gemeinwesen von so kleinem Umfange hat einen so grossen 
und heilsamen Einfluss auf die neuere Staatsentwickelung geübt 
wie die Republik der Vereinigten Niederlande. 

Eine kurze übersichtliche Darstellung des Bundesrechts der 
Republik der Vereinigten Niederlande ^) ist mit ganz besonderen 



1) Bor, Bd. 2. Authentische Stücke S. 77. 

2) Ich berücksichtige vorzugsweise den Yerfassungszustand während 
der Ruhm- und Blüthezeit der Republik bis zum Beginn des 18. Jahrhun- 
derts, der Raum verstattet keine Darstellung der späteren Entwickelung. — 
Wichtigste Literatur: Groot Placaat-Boek , 9 Bde. mit Register (enthal- 
tend die Gesetze und Verordnungen der Generalstaaten und der Staaten 
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Schwierigkeiten verknüpft. Die Utrechter Union vom 23. Januar 
l|79^), das einzige Grundgesetz derselben*), wodurch die sieben S^ 
vollberechtigten Mitglieder, nämlich die Provinzen Gelderland, 
Holland, Seeland, Utrecht, Friesland, Overyssel und Groningen, 
auf immer (»zum ewigen Tage«) zu einer Gesammtmacht ver- 
bunden wurden, wie wenn sie nur eine Provinz wären, jedoch 



von Holland und Seeland). Haag 1658 bis 1797; Pieter Bor, Oorsprongk, 
Begin en Vervolgh der Nederlandsche Oorlogen, Beroerten en Borgerlyke 
Oneenigheden. Qaartauagabe. 4 Bde. Amsterdam 1679 bis 1684. Commen- 
tariolus de Statu Confoederatarum Provinciarum Belgii. 5. Aufl. Haag 1659. 
Simon van Slingelandt (1664 bis 1736), Staatkundige Geschritten. 

4 Bde. Amsterdam 1784/85. Bjnkershoek, Quaestionum Juris Publici 
Libri Duo. Leyden 1737. Tegenwooidige Staat der Vereenigde Neder- 
landen. Amsterdam 1739 folg. Pieter Paulus, Verklaring der ünie 
van Utrecht. 4 Bde. Utrecht 1775/77. Wagenaar, Historische Ver- 
handeling over de Natuur, Uitneemenheid en Paalen der Waardigkeid 
van Stadhouder. Amsterdam 1787. Pestel, Commentarii de Republica 
Batava. Leyden 1782. Kluit, Historie der Hollandsche Staatsregering. 

5 Bde. Amsterdam 1802/5. BassecourCaan, Schets van den Regerings- 
vorm van Nederland. Haag 1866. Biemsdijk, De Griffie van Hare 
Hoog Mogenden. Haag 1885. 

3) Die Utrechter Union ist von Vertretern des Fürstenthums Geldern, 
der Grafschaft Zutphen, der Grafschaften und Länder von Holland, See- 
land, Utrecht und der Friesischen Ommelanden unterzeichnet und am 

29. Januar 1^79 feierlich vom Stadthause in Utrecht verkündet. Später j"*^ 
sind andere Landschaften und Städte beigetreten. Pieter Paulus, 
Bd. 1. S. 20 bis 51; Kluit, Bd. 1. S. 173 bis 182. Das Gebiet der. 
Republik ist in Folge der Kriegsbegebenheiten häufiger vermehrt oder 
vermindert. — Die Union bestätigt im Eingange die Genter Pacification 
vom 8. November 1576, wodurch alle Provinzen der Niederlande sich zu 
gemeinsamer Vertreibung der spanischen Soldaten und aller Ausländer 
und Fremden verbunden und zu diesem Behuf gemeinsame Massregeln 
und Einrichtungen vereinbart hatten. Die Genter Pacification ist da- 
durch hinfallig geworden, dass nach und nach die Niederlande, soweit 
sie nicht der »näheren (Utrechter) Union« beigetreten waren, unter 
spanische Botmässigkeit zurückgebracht sind. — Am Schlüsse des Ein- 
ganges werden die auf dem Augsburger Reichstage (1548) neu geregelten 
übrigens nur losen Beziehungen der Mitglieder der Union zu dem deut- 
schen Reiche vorbehalten, welche erst definitiv durch den Westfälischen 
Frieden gelöst sind. 

4) Pieter Paulus, Bd. 3. S. 225. 
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unbeschadet (»unvermindert«) der besonderen Privilegien, Frei- 
heiten, Exemtionen, Rechte, Statuten, löblichen und wohlher- 
gebrachten Gewohnheiten einer jeden Provinz, ihrer Städte, 
Mitglieder und Eingesessenen (Art. 1), war an erster Stelle ein 
Kriegsbündniss gegen Spanien*^); sie wollte und konnte nicht 
über die Regierung des Landes verfügen, weil dessen Loslösung 
von Spanien noch nicht definitiv beschlossen war*) und weil 
die Niederlande zur Erkämpfung ihrer Unabhängigkeit auf 
fremde Hülfe angewiesen waren und voraussichtlich auswärtigen 
Ejronen Herrschaftsrechte als Gegenleistung für Kriegshülfe zu 
gewähren hatten. Einige Artikel der Union sind gar nicht, 
andere nur mangelhaft ausgeführt '). Das Bundesrecht der 
Vereinigten Niederlande hat zum grossen Theil auf Beschlüssen 
der Generalstaaten, namentlich histructionen für den Staats- 
rath und die Generalitäts-CoUegien, und auf Gewohnheit, ins- 
besondere Präcedenzfällen beruht; viele und wichtige Fragen 
sind bis zum Untergang der Republik streitig gewesen. Die 
Regierung, wie sie sich nach und nach, im Anschluss an ge- 
wohnte frühere Verhältnisse, aus der Noth und den Bedürf- 
nissen der Zeit, unter vorsichtiger Lösung der Herrschaftsrechte, 
welche England in dem Subsidienvertrage vom 10. August 1585 
bewilligt waren, gebildet hat, war von Anfang an mit schweren 
Mängeln behaftet ; die Noth der Zeit und die ausserordentliche 
Tüchtigkeit ganz hervorragender Staatsmänner und Feldherren ®) 



5) Kluit, Bd. 1. S. 186. 

6) Der König von Spanien ist durch Beschluss der Generalstaaten 
vom 26. Juli 1581 — Groot Placaat - ß o e k , Bd. 1. S. 26; Bor, Bd. 2. 
S. 276 — der Regierung für verlustig erklärt; durch Beschlnss derselben 
vom 29. Juli 1581 ist seine Abschwörung und die Leistung eines Gehorsams- 
eides an die Vereinigten Niederlande angeordnet. Bor, Bd. 2. S. 280. 

7) Pieter Paulus, Bd. 3. S. 188 und 189; Bynkershoek, 
Lib. I. cap. 23. 

8) Wilhelm I. von Uranien, »Vater des Vaterlandes«, Gründer der 
Bepublik der Vereinigten Niederlande, Statthalter von Holland, Seeland 
und Utrecht, 1568 bis 1584; 

Johann van Oldenbarneveld, Landesadvocat von Holland, 1586 bis 1619; 
Moritz von Nassau, Statthalter von Holland und Seeland, später 
auch von Gelder land, Utrecht und Overjssel, 1585 bis 1625; 



hat dieselben lange verdeckt, bis sie nach Erschöpfung und 
Verbrauch der Heldenkraft langsam zum Verfalle und Unter- 
gang der Republik geführt haben. Das sehr eigenartige Bundes- 
recht der Vereinigten Niederlande lässt sich nur historisch, 
unter unausgesetzter Berücksichtigung der Factoren, welche 
seine Entstehung und Ausbildung bewirkt haben, begreifen. 

Die Verfassung der Republik der Vereinigten Niederlande 
nimmt eine Mittelstellung ein zwischen den Gebilden, welche 
die Staatswissenschaft mit den Namen Staatenbund und Bundes- 
staat bezeichnet. Die Republik hat weite Schritte auf dem 
Wege gemacht, welcher zum modernen Bundesstaate führt. 
Die Utrechter Union war gross gedacht und gross angelegt. 
Die Alles beherrschende Aufgabe, Erkämpfung der Unabhängig- 
keit, war Sache des Bundes (der »Generalität«). Daher Ein- 
heitlichkeit der auswärtigen Angelegenheiten ; die Abschwörung 
des Königs von Spanien, die Verträge mit auswärtigen Herren 
und Fürsten um Kriegshülfe zu erlangen, sind von der Generalität 
ausgegangen. Daher Einheitlichkeit von Heer und Flotte als 
der nothwendigsten Mittel zur Erringung der Unabhängigkeit. 
Daher Einheitlichkeit der Finanzen; in den Art. 5 und 6 der 
Union wurde der Generalität Befugniss zur Erhebung von 
directen und indirecten Steuern gegeben. Die Regierung der 
Generalität (Generalstaaten, Staatsrath, Statthalter, welche ein 
Amt theils der Generalität, theils einzelner Provinzen bekleideten, 
Generalitäts-Collegien verschiedener Art) war mehr ausgebildet 
und hatte weitere Befugnisse, auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung, der Verwaltung und Rechtspflege, als bei den modernen 
Staatenbünden die Regel ist. Die Union sollte das höchste 
Gesetz des Landes sein, verbindlich nicht allein für die Pro- 
vinzen, sondern auch für ihre Städte, Glieder und Eingesessene, 
deren Person und Vermögen für ihre getreue Ausführung haften 



Friedrich Heinrich von Oranien, Statthalter von Gelderland, Holland, 
Seeland, ütrecHt und Overyseel, 16*25 bis 1647; 

Johann de Witt, Rathspensionair von Holland, 1653 bis 1672; 

Wilhelm 111. von Oranien, Statthalter von Gelderland, Holland, See- 
land, Utrecht und Overyssel, seit 1689 auch König von England, 1672 
bis 1702. 
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sollte (Art. 23). Die Statthalter, die Magistrate und Haupt- 
beamten der Provinzen und ihrer Glieder, die Bürgerwehren, 
Bruderschaften und Kollegien im ganzen Bundesgebiete sollten 
ihre getreue Beachtung beschwören (Art. 24 und 25). Aber 
auf der anderen Seite sollte die Selbständigkeit der Provinzen 
und ihrer Glieder gewahrt bleiben (Art. 1) ; nächst der Glaubens- 
verfolgung hat die Missachtung der Rechte und Privilegien der 
einzelnen Provinzen und ihrer Glieder zum Abfall von Spanien 
geführt, nur unter opferwilligster Betheiligung aller Glieder und 
daher unter Anerkennung und Schonung ihrer Rechte und 
Privilegien konnte die Unabhängigkeit gewonnen werden. — 
Die Frage der National- oder Provmzialsouverainetät, genauer ob 
die überwiegende Gewalt der Gesammtheit oder den einzelnen 
Provinzen und ihren Gliedern zustehe, ist lange in der Schwebe 
gewesen; lange Zeit waren alle Principien unsicher; erst nach 
und nach haben die Theile sich über die Gesammtheit erhoben 
und die Republik in das bequeme und leichte aber auch un- 
sichere und seichte Fahrwasser des Staatenbundes getrieben'). 
Der mir für diese Studie zur Verfügung stehende Raum 
verstattet keine irgend erschöpfende Darstellung; namentlich 
kann ich die Verhältnisse der Generalitätslande und Colonieen, 
das Amt der Statthalter, die Generalitäts-CoUegien, die Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Justiz der Republik nur eben berühren; 
noch weniger kann ich auf die Verfassung der einzelnen Pro- 
vinzen und ihrer Glieder, namentlich der Städte, eingehen. 
Indessen mag auch eine kurze übersichtliche Darstellung, welche 



9) Vornehmlich wichtige Begebenkeiten bei diesem Gegensatz: 

Zurückweisung der centralisirenden Bestrebungen des englischen 
Gouverneurs und Generalcapitains Leicester und seiner Anhänger durch 
die Staatenpartei unter Leitung von Oldenbarneveld und Moritz von 
Nassau, 1586/88; 

Missbrauch des Sieges, den die Contra- Bemonstranten mit Moritz 
von Nassau über die Staatenpartei unter Führung von Oldenbarneveld 
1617/19 gewonnen, durch Hinrichtung des grossen Landesadvocaten und 
dadurch bewirkte Reaction; 

Reaction, welche der zu scharfen Intervention Wilhelms II. von 
Oranien in Holland 1650 folgte » um dasselbe zur Bespectirung von 
Militairbeschlüssen der Gesammtheit zu zwingen. 
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nach einander die materiellen Befugnisse der Bundesgewalt, 
deren Organisation, die Functionen der Bundesregierung, die 
Garantien und die Abänderung der Bundesverfassung behan- 
delt, von einigem Nutzen sein, zumal die deutsche Staatswissen- 
schaft dem Bundesrecht der Vereinigten Niederlande noch nicht 
diejenige Berücksichtigung hat zu Theil werden lassen, welche 
es nach den Leistungen der Republik und nach der Bedeutung 
ihres Rechts für die Entwickelung der modernen Bundesver- 
hältnisse verdient. 



Erstes Kapitel. 
Materielle Befugnisse der Bundesgewalt. 

Die Zuständigkeit der Republik der Vereinigten Niederlande 
erstreckte sich auf folgende Gegenstände: 

1) Die auswärtigen Angelegenheiten. Der Haupt- 
zweck des Bündnisses war die Erkämpfung der Unabhängigkeit 
und die Erhaltung der äusseren Sicherheit, sowohl gegenüber 
Spanien als jeder anderen fremden Macht. Die Bundesgenossen 
waren verpflichtet, einander gegenseitig Hülfe zu leisten mit 
»Leben, Gut und Blut« gegen alle Gewalt und alles Unrecht, 
was der Gesammtheit oder einem Gliede derselben angethan 
würde (Art. 1, 2 und 3). Auf der anderen Seite war die Ge- 
sammtheit (die »Generalität« Art. 3, 4, 6, 9) berechtigt und 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die einzelnen Glieder nicht 
einem fremden Staate gerechten Anlass zimi Kriege gäben, 
namentlich diKch Versagung guter Justiz an seine Angehörigen 
(Art. 17). Das Controlrecht der Gesammtheit gegen die Glieder 
in ihren auswärtigen Angelegenheiten wurde somit als Correlat 
der Schutzpflicht angesehen. Während des ganzen Bestandes 
der Republik hat die Generalität die wichtigsten internationalen 
Befugnisse, das Gesandschafts-, Vertrags- und Kriegsrecht un- 
bestritten ausgeübt. Dagegen war Streit, ob die Kriegsherrlich- 
keit der Gesammtheit ausschliesslich zustehe *) ; für die Versagung 



1) Yergl. über die Frage, ob eine Provinz auf ihre Kosten und mit 
ihren Mitteln ohne Genehmigung der Gesammtheit das Kriegsrecht aus- 
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des Kriegsrechts an die einzelnen Provinzen sprachen ganz 
überwiegende Gründe, nämlich dass die Kriegsherrlichkeit der 
einzelnen Glieder diejenige der Gesammtheit beeinträchtigt haben 
würde, weil ein solcher Krieg leicht das Gebiet der anderen 
Provinzen oder Generalitätsland hätte ergreifen können, und 
dass den einzelnen Provinzen und ihren Gliedern das Eingehen 
von Bündnissen und Conföderationen mit benachbarten Staaten 
ohne Genehmigung der Gesammtheit ausdrücklich verboten 
war (Art. 10). Dagegen ist den einzelnen Provinzen das Ver- 
trags- ^) und Gesandschaftsrecht in ihren Angelegenheiten, das 
erstere mit der eben angeführten Einschränkung, verblieben. 

2) Heer und Flotte. In schwerem Kampfe, unter un- 
säglichen Gräueln und Verwüstungen, ist die Republik der 
Vereinigten Niederlande geboren. Sämmtliche Machtmittel, die 
zum Kriege gegen Spanien verwendet wurden, mussten selbst- 
verständlich diesem Zwecke erhalten werden. Zu umfassenden 
Verfassungsbestimmungen, namentlich zu genauer und grund- 
sätzlicher Abgrenzung der Herrschaftsrechte der Gesammtheit 
und der einzelnen Glieder, war kein zwingender Grund vor- 
handen; dies wie manches Andere wurde, besser der künftigen 
Entwickelung überlassen. 



üben dürfe, Bynkershoek, Lib. I. cap. 23, Pieter Paulus, Bd. 2. 
S. 184 folg., Pestel § 354 (3). 

2) Ein vielumstrittener Fall der Ausübung des Vertragsrechts durch 
eine Provinz war der Separatvertrag von Holland und England vom 
4. Mai 1654, wodurch die Staaten von Holland sich verpflichteten, nie- 
mals den Prinzen von Oranien (den späteren Statthalter und englischen 
König Wilhelm 111) oder Jemanden von seiner Linie zum Statthalter 
oder Admiral ihrer Provinz zu erwählen, auch nicht zuzustimmen, soweit 
sie angehe, dass er jemals zum Generalcapitain über die Staatsmiliz er- 
wählt würde. Das Verfahren von Holland ist m. E. nicht zu rechtfertigen, 
weil der Friedensschluss mit England eine Sache der Generalität, nicht 
der einzelnen Provinzen war, weil die Generalstaaten die Vertragsclausel, 
welche Holland in seinem Separatvertrage bewilligte, ausdrücklich ab- 
gelehnt hatten, und weil es überdies nicht zur Zuständigkeit von Holland 
oder einer anderen Provinz gehörte, durch internationalen Vertrag Ver- 
pflichtungen über den Inhalt künftiger Abstimmungen in den General- 
staaten zu übernehmen. Ausführliche Darstellung der zahlreichen hier 
in Betracht kommenden Verfassungsfragen bei K 1 u i t , Bd. 2 S. 2^)7 folg. 
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Die Utrechter Union enthält folgende hier einschlagende 
Bestimmungen, welche indessen theils gar nicht, theils mangel- 
haft ausgeführt sind: 

Sammtliche männliche Eingesessene einer jeden Provinz 
zwischen 18 und 60 Jahren sollen binnen Monatsfrist gemustert 
und aufgeschrieben werden, um nöthigenfalls in den Dienst 
des Bundes gerufen werden zu können (Art. 8)^). 

Die Grenzstädte und im Bedürftiissfall auch andere Städte 
müssen diejenigen Garnisontruppen aufnehmen, welche die Ver- 
einigten Provinzen für gut finden und unter Beirath des Statt- 
halters der betreffenden Provinz anordnen; jedoch vorausgesetzt, 
dass diese Truppen durch die Vereinigten Provinzen bezahlt 
werden, dass sie ausser dem allgemeinen Eid (an die Generalität) 
der Stadt und der Provinz ihres Garnisonortes einen besonderen 
Eid leisten und gute Disciplin halten (ohne Belästigung der 
Bürger und Einwohner) , dass sie alle Steuern und Abgaben 
entrichten, wozu die Bürger und Einwohner der Stadt ver- 
pflichtet sind, und dass sie Logisgeld zahlen, wie in Holland 
in Gebrauch ist (Art. 7)^). 

Die Grenzstädte und im Bedürfnissfall auch andere Städte 
müssen auf Anordnung der Vereinigten Provinzen verstärkt 
werden, zur Hälfte auf Kosten der Generalität, zur anderen 
Hälfte auf Kosten der betreffenden Stadt oder Provinz; neue 
Festungen mögen von den Vereinigten Provinzen auf ihre 
Kosten angelegt werden (Art. 4) ^). 

Im Anschluss an die Bestimmungen des Art. 7 und die 
thatsächlich bestehenden Verhältnisse hat sich nach und nach 
folgender Rechtszustand entwickelt. 

a) Bei dem Landheere (der Miliz) «) waren drei Bestand- 
theile zu unterscheiden: Provinzial- oder Stadtmiliz, Generalitäts- 
Miliz, und repartirte Miliz, letztere in Beziehung theils zur 
Generalität, theils zu einer Provinz und ihren Gliedern. 

3) Nicht ausgeführt. Pieter Paulus, Bd. 2. S. 140 und 141. 

4) Nur mit Einschränkungen ausgeführt. Pieter Paulus, Bd. 2. 
S. 1 bis 135. 

5) Unvollständig ausgeführt. Pie ter Paulus, Bd. 1. S. 321 bis 373. 

6) Vergl. namentlich Slingelandt, Bd. 4. S. 1 bis 286, ferner 
Pieter Paulus, Bd. 2. S. 53 folg, 

2 



--- 10 — 

Provinzial- oder Stadtmilizen, welche eine Provinz oder 
Stadt auf ihre Kosten zur Sicherung gegen äussere oder innere 
Feinde annahm, sind nur selten vorgekommen, namentlich 
1617/18 bei den Unruhen, welche der Dordrechter Synode vor- 
ausgingen. Die Generalstaaten haben damals die Befugniss der 
Provinzen und Städte zum Halten solcher Milizen beanstandet, 
später ist dieselbe allgemein anerkannt, weil die Provinzen nie- 
mals auf das Halten von Milizen zu Gunsten der Generalität 
verzichtet^ haben. Bisweilen haben die Generalstaaten die 
Kosten dieser Milizen auf die Generalitätskasse übernommen, 
wenn und soweit sie der Gesammtheit nützliche Dienste ge- 
leistet hatten. 

Bis zum Jahre 1588 hat das Heer der Republik aus 
Generalitäts-Miliz bestanden, wobei eine besondere Beziehung 
zu einer Provinz fehlte, abgesehen vom Territorialrecht, d. h. 
dass die Miliz dem Recht derjenigen Provinz unterworfen war^ 
auf deren Gebiete sie sich befand. Seit 1588 ist die frühere 
Generalitäts-Miliz auf die einzelnen Provinzen repartirt, d. h. 
ihre Bezahlung ist einer bestimmten Provinz in Anrechnung 
auf die Matrikularbeiträge , welche sie der Generalität zu ent- 
richten hatte, überwiesen. Der Grund dieser Ueberweisimg hat 
allein darin bestanden, dass vorher (namentlich durch den von 
der Königin Elisabeth ernannten Generalcapitain Leicester) 
mehr Milizen angeworben nnd gehalten waren als mit den von 
den Provinzen bewilligten Pauschsummen unterhalten werden 
konnten. Seitdem sind Generalitäts-Milizen nur vorübergehend, 
namentlich während des spanischen Erbfolgekrieges vorge- 
kommen. 

Bei der repartirten Miliz waren die Militairbefugnisse in 
folgender Weise zwischen der Generalität und den einzelnen 
Provinzen und ihren Gliedern vertheilt: 

Die Miliz stand nach ihrem Amte unter der Generalität ''), 
sie hatte einer Aufgabe der Gesammtheit, der Vertheidigung 



7) Die abweichende Aneicht der Staaten von Holland in ihrer Deduction 
vom 17. Mai 1657, zu den Zeiten des Rathspensionairs de Witt, wo die 
Provinziälsouverainetät auf die Spitze getrieben wurde: die Provinzen 
hätten die Disposition über die Miliz nicht den Generalstaaten abgetreten; 
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des gemeinsamen Vaterlandes zu dienen. Darum wurde in dem 
Fahneneide die Gehorsamspflicht gegenüber den Generalstaaten 
vorangestellt, darum erfolgte die Bezahlung der Miliz im Namen 
der Generalität durch die einzelnen Provinzen, auf welche ihre 
Kontingente vertheilt waren ; darum erfolgte auch die Anstellung 
der höheren Offiziere durch die Generalität, darum wurde von 
dieser die militairische Gerichtsbarkeit ausgeübt. Die Gesetz- 
gebung und die Disposition über die Miliz, ihre Vermehrung 
und Verminderung®), ihre Verwendung zu Kriegszwecken, die 
, Bestimmung des Garnisonortes geschah durch die Generalität. 
Die Verwaltungsbefugnisse der einzelnen Provinzen und 
ihrer Glieder hatten ihren Grund theils in dem Territorialrecht, 
theils in dem Umstände, dass sie Zahlherren ^) der einzelnen 
Contingente der Miliz waren. Meist waren dieselben in Friedens- 
zeiten im Gebiete des Contingentsherm dislocirt, so dass die 
Befugnisse der Territorial- und Zahlherren zusammenfielen. 
Die wichtigeren dieser Befugnisse waren : Anstellimg eines pro- 
vinziellen Militairbefehlshabers (des Statthalters, bis 1620 unter 
Conkurrenz der Generalität) ^^) und der Festungskommandanten, 
Verwendung der Miliz zu polizeilichen Zwecken, namentlich 
Erhaltung der inneren Sicherheit, Aenderung des Garnisonortes 
innerhalb der Provinz unter Benachrichtigung der Generalität, 
Vorschlagsrecht bei Besetzung der Offizierstellen in ihrem Con- 
tingent, Ijispectionsrecht bezüglich desselben, namentlich mn 
seine Vollzähligkeit festzustellen, Jurisdiction bezüglich der 
Streitigkeiten, die mit der Bezahlung in Verbindung standen. 



die Provinzen seien in dieser Beziehung sieben souveraine und unabhän- 
gige Staaten, ähnlich sieben Königen, welche ein enges Bündniss ab- 
geschlossen hätten, wird von Slingeiandt a. a. 0. S. 13 folg. gründlich 
widerlegt. 

8) Der schwere Yerfassungsstreit des Jahres 1650 (siehe das dritte 
Kapitel) hat sich an die Frage angeschlossen , ob eine einzelne Provinz 
ohne Genehmigung der Generalität die auf sie repartirte Miliz mindern 
dürfe. 

9) Ein Schema über die Repartition der verschiedenen Theile der 
Miliz auf die sieben Provinzen, die Landschaft Dren^he und die Generalitäts- 
lande findet man Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 107. 

10) Slingeiandt, Bd. 2. S. 97 bis 112. Kluit, Bd. 3 S. 124 folg. 

2* 
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Diese Verwaltungsbefugnisse fanden darin einen äusseren 
Ausdruck, dass nach den Generalstaaten die Zahlherren (Staaten 
der betreffenden Provinz) und die Territorialherren (Staaten 
und Stadt des Gamisonortes) im Fahneneide genannt wurden. 
Die Miliz hatte, wie man es ausdrückte, Gehorsam per gradus 
zu leisten, zunächst an die Generalität, darnach an die Provinz 
und zuletzt an die Garnisonstadt. 

b) Gleich dem Heere stand die Flotte im Dienste und in 
Bezahlung der Generalität. Die Verwaltungsbefugnisse der ein- 
zelnen Provinzen waren bei ihr weniger ausgebildet, sie fanden 
darin ihren Ausdruck, dass der Befehl und die Verwaltung der 
Flotte unter dem Generaladmiral durch fünf Admiralitäts- 
CoUegien erfolgte, bei deren Besetzung die einzelnen Provinzen 
und ihre wichtigeren Glieder berücksichtigt wurden (siehe das 
zweite Kapitel), hn Nothfalle mochten die einzelnen Provinzen 
Kriegsschiffe zu Lasten der Generalität ausrüsten (Art. 23 der 
Instruction des Staatsrathes). 

3) Die Finanzen^*). Konnte die nähere Ausgestaltung 
der Herrschaftsrechte der Gesammtheit und der Glieder über 
Heer und Flotte der Zukunft überlassen werden, so waren da- 
gegen ausreichende Bestimmungen über die Beschaffung der 
Mittel zur Kriegfühnmg, namentlich zur Zahlung von Heer 
und Flotte ein dringendes und unmittelbares Bedürfniss. Die 
Niederländer durften nur dann auf Sieg in dem ungleichen 
Kampfe gegen Spanien hoffen, wenn sie ihre Finanzen in guter 
Ordnung hielten und durch prompte Zahlung Meutereien im 
eigenen Heere, welche der spanischen Sache soviel Abbruch 
gethan haben, vorbeugten. 

Da die Erkämpfung der Unabhängigkeit und die Verthei- 
digung gegen auswärtige Feinde Sache der Gesammtheit war, 
so mussten auch von dieser die dazu erforderlichen Kosten 
aufgebracht werden. 

Verhandlungen über verhältnissmässige Beiträge der ein- 
zelnen Provinzen zu diesen Kosten würden das Unionswerk 



11) Slingelandt, Bd. 2. S. 29 bis 60. Bd. 3. S. 73 bis 128. 
Engels, De Belastingen en de Geldmiddelen van den Aanvang der 
Republiek tot op Heden. Utrecht 1862. 
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vereitelt mindestens erheblieh erschwert haben, weil die Ver- 
ständigung über einen billigen und gerechten Repartitionsmaass- 
stab in einer Zeit, wo die Grenzprovinzen von feindlichen Ein- 
fällen bedroht waren und jede sichere Berechnung ihrer nach- 
haltigen Steuerkraft unmöglich war, grossen Schwierigkeiten 
begegnet wäre. 

Daher der einfache und grossartige Plan der Utrechter 
Union Art. 5 und 6: Zu der gemeinsamen Vertheidigung und 
zur Bestreitung der sonstigen Kosten der Generalität sollen ge- 
meine Mittel eingestellt werden, welche nur zu Zwecken der 
Gesammtheit verwendet werden dürfen. Die Generalität erhält 
ein Besteuerungsrecht auch gegenüber den Angehörigen der 
verbündeten Provinzen, und zwar ohne Unterschied von direkten 
und indirekten Steuern. Als gemeine Mittel, die gleichmässig 
im ganzen Bundesgebiete erhoben werden sollten, wurden jedoch 
vorbehaltlich näherer Vereinbarung der Bundesgenossen genannt: 
Abgaben von Wein, Bier, Mehl, Salz, Geweben, Hornvieh, be- 
sätem Lande, Schlachtvieh, Pferden und Ochsen, die veräussert 
werden, und Wagegeld. Ausserdem sollte der Reinertrag der 
Königlichen Domänen für Zwecke der Generalität verwendet 
werden. 

Leider ist die im Art. 5 vorbehaltene nähere Vereinbarung 
ungeachtet vieler Versuche und Bemühungen, ausreichende 
gemeine Mittel in Gang zu bringen, nicht zu Stande gekommen. 
Die Salzsteuer ist nur bis 1640 für Rechmmg der Generalität 
verwaltet. Sonstige gemeinsame Verbrauchssteuern sind nur 
vorübergehend für einige theilweise vom Feinde besetzte Pro- 
vinzen (Gelderland, Overyssel, Groningen) erhoben, bis auch 
sie contribuirende d. h. Matrikularbeiträge zahlende Provinzen 
geworden sind. Abgesehen von Convoyen und Licenten ^''^) 
(verschiedene Einnahmen, namentlich Eingangs- und Ausfuhr- 
zölle, Schiflfsgebühren , Gebühr für Erlaubniss der Zufuhr von 
Gütern in Feindesland) den Einkünften aus den Generalitäts- 
landen und einigen sonstigen gemeinsamen Mitteln (z. B. Ge- 
bühren von den grossen Handelsgesellschaften, Kriegscontri- 
butionen, Beute- und Prisengelder) haben die Einnahmen der 

12) Engels a. a. 0. S. 49 bis 56. 
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Gesammtheit aus Quoten (Matrikularbeiträgen) ^^) der einzelnen 
Provinzen bestanden. 

Maassstab für Vertheilung der Matrikularbeiträge war wegen 
des sehr verschiedenen Vermögens der Einwohner der einzelnen 
Provinzen (reich Holland und Seeland, verhältnissmässig arm 
Gelderland, Overyssel und die Landschaft Drenthe) nicht die 
Bevölkerung , sondern die Leistungsfähigkeit. Die Quoten sind 
mehrmals geändert '*). Nach langen Verhandlungen und Streitig- 
keiten wurden durch Schiedsspruch der Statthalter und des 
Staatsrathes vom 10. December 1612 die Matrikularbeiträge in 
der Weise auf die einzelnen Provinzen repartirt, dass (mit ge- 
ringer Abrundung) von 1000 bewilligten Gulden zu zahlen 
hatten Gelderland 55, Holland 571,48, Seeland 110, Utrecht 57,i4, 
Friesland 114,29, Overyssel 35 und Groningen 57,u Gulden, so 
dass also Holland mehr als deren Hälfte, vier Provinzen (Over- 
yssel, Gelderland, Utrecht und Groningen) noch nicht oder nur 
je ein Zehntel des Beitrages von Holland zu entrichten hatten. 
Seeland erwirkte im Jahre 1616 eine Minderung seiner Quote 
mn 2"/o, womit eine entsprechende Vermehrung der Quoten der 
anderen Provinzen Hand in Hand ging. Begehrte eine Provinz 
wegen Ueberlastung Herabsetzung ihrer Quote, so hatte sie ihre 
Finanzlage der Generalilät offen zu legen und von dieser eine 
andere Feststellung des Repartitionsmaassstabes zu erwirken *^). 



13) Die Matrikularbeiträge stammen aus der Zeit vor Abschwörung 
des Königs. Von den Generalstaaten (siehe das zweite Kapitel) wurden 
Beihülfen (Beeden) nach Massgabe den Bedürfnisses erbeten; die Staaten 
der einzelnen Provinzen hatten sich über die Quote der Aufbringung 
dieser Beeden zu verständigen. 

14) Engels a. a. 0. S. 21 bis 28. 

15) Die Steuerlast zur Zeit der Republik der Vereinigten Niederlande 
ist eine immense gewesen. Im Commentariolus Kap. 24 findet sich unter 
den Ziffern 5 bis 39 ein Katalog der damaligen (1659) direkten und in- 
directen Steuern der Provinz Holland mit dem Zusatz (Ziffer 40), dass 
derselbe nicht vollständig sei, darunter z. B. */' des Preises von ver- 
kauftem Schlachtvieh (25), V« <ies Pachtpreises oder Pachtwerthes von 
Grundstücken (34), V« des Miethpreises oder Miethwerthes von Häusern 
(36), */io des Kaufpreises von Immobilien (38). Selbst die Trauung und 
das Begräbniss war mit hohen Gebühren belastet. Engels a. a. 0. 
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4) Die Entscheidung von Streitigkeiten der 
B u n d e s g I i e d e r ^ ^). Es ist gemeinsames Recht der modernen 
Bundesverhältnisse, dass durch die Bundesverfassung Vorsorge 
für die Entscheidung von Streitigkeiten der Bundesgenossen 
getroffen wird; ohne solche Bestimmungen würde die Dauer 
des Bundes offenbar eine unsichere sein. 

Die niederländischen Schriftsteller beziehen auf diesen 
Gegenstand die Art. 1, 9 und 16 der Utrechter Union; jedoch 
wird der wichtige Art. 9, welcher die Abstimmung in Bundes- 
angelegenheiten ordnet und bestimmte wichtige Angelegenheiten 
von der Mehrheitsentscheidung ausnimmt, besser bei der Orga- 
nisation der Bundesgewalt untersucht. 

Die Bestimmung des Art. 1, welche hier in Betracht kommt, 
steht in Verbindung mit der dort vorbehaltenen Selbständigkeit 
der Provinzen und ihrer Glieder (Quartiere, Städte) in ihren 
Angelegenheiten. Wenn über die besonderen Rechte und Pri- 
vilegien einzelner Bundesglieder, ihrer Städte oder Mitglieder 
(»Provincien, Leden ofte Steden van desz Unie wesende«) Streit 
entsteht, so soll derselbe im Rechtswege, durch Schiedsspruch 
oder freundschaftliche Verständigimg entschieden werden. Die 
anderen Provinzen, ihre Städte oder Mitglieder mögen die Ver- 
mittelung des Streites versuchen, haben aber kein weiteres 
Interventionsrecht, so lange sich die Parteien dem Recht unter- 
werfen; woraus von selbst ein Entscheidungsrecht der Gesammt- 
heit folgt, wenn die Parteien ihre Streitigkeiten mit Gewalt 
verfolgen. Ohne auf das Detail der Streitfragen über das Ver- 
häJtniss dieser Bestimmung des Art. 1 zu dem Art. 16 eingehen 
zu wollen, mag ich bemerken, dass das Anwendungsgebiet des 
Art. 1 nicht auf Streitigkeften innerhalb einer Provinz beschränkt 



S. 110. Trotzdem hat das Land lange geblüht, wegen des Fleisses, der 
Betriebsamkeit, der Energie und Kühnheit seiner Bewohner und weil es 
früher der Mittelpunkt des Handels der civilisirten Welt war. Vergl. 
namentlich R. Fruin, Tien Jaren uit den tachtigjarigen Oorlog 1588 
—1598. Leyden, Quartausgabe 1856/58. Kap. 13. 

16) Bynkershoek, Lib. 2. cap. 23 und 24. Pieter Paulus, 
Bd. 2. S. 269 bis 285, Bd. 8. S. 233 und 234. Wagenaar, S. 103 bis 
114. Pestel, §§ 361 bis. 368. 
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zu sein scheint, sondern sich auch erstreckt auf Streitigkeiten 
einer Provinz oder eines Mitgliedes derselben aus einem beson- 
deren Rechtsgrunde (z. B. Privilegium, Vertrag, Ersitzimg) 
gegenüber einer anderen Provinz oder einem Mitgliede derselben 
(z. B. eine Streitigkeit der Stadt Dordrecht über Umfang ihres 
Stapelrechts mit einer anderen Provinz oder einer Stadt der- 
selben) "). 

Art. 16 bezieht sich auf Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander. Zwei Gruppen solcher Streitigkeiten werden 
unterschieden, einmal welche einzelne Provinzen im Besonderen 
angehen, z. B. über ihren Vorrang, ihre Grenzen, ihre gegen- 
seitigen Jurisdictionsrechte , dann welche alle Provinzen im 
Allgemeinen angehen, z. B. über Interpretation der Bundes- 
verfassung (Art. 21), über Inhalt und Umfang der Beschrän- 
kungen, welche das Bundesverhältniss ihnen auflegt. Die Ent- 
scheidimg der ersteren Streitigkeiten wird den anderen nicht 
betheiligten Bundesgliedem oder ihren Deputirten, d. h. welche 
sie im einzelnen Falle mit der Entscheidung betrauen mögen, 
z. B. Statthalter, Staatsrath, die Entscheidung der anderen 
Streitigkeiten wird durch Bezugnahme auf Art. 9 vorläufig den 
bei Begründung der Union vorhandenen Statthaltern bez. den 
von ihnen zuzuziehenden unparteiischen Assessoren (Schieds- 
richtern) überwiesen. Die Entscheidung sollte binnen kurzer 
Frist ergehen und definitiv sein, unter Versagung aller Rechts- 
mittel. 

Von dem Vermittelungs- und Entscheidungsrecht der Ge- 
sammtheit bezüglich der Streitigkeiten der Bundesglieder unter 
einander, sowie bezüglich der besonderen Rechte und Privilegien 
einzelner Provinzen und ihrer Mitglieder ist häufig Gebrauch 
gemacht (Bynkershoek , Pieter Paulus und Pestel a. a. 0.). 



17) Eine Erweiterung der gewöhnlichen Bundeszustandigkeit bezüg- 
lich einer einzelnen Provinz (Groningen) war in Art. 5 des s. g. Reduktie- 
Yertrages vom 22. Juli 1594 enthalten, wodurch die Entscheidung von 
Streitigkeiten zwischen der Stadt Groningen und dem umliegenden Gebiete 
rOmmelanden) von vornherein den Generalstaaten oder ihren Deputirten 
übertragen wurde. Groot Placaat-Boek, Bd. 1. S. 38. 
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5) Bestimmte innere Angelegenheiten der ein- 
zelnen Provinzen und ihrer Glieder. Die Republik 
der Vereinigten Niederlande hat ihren Gliedern weitgehende 
Selbständigkeit in ihren inneren Angelegenheiten gelassen. Die 
Provinzen, ihre Glieder und Städte, ihre Statthalter werden oft 
in der Utrechter Union genannt, ohne dadurch zu Bundes- 
einrichtungen gemacht und der Provinzialsouverainetät entzogen 
zu werden. Die lange statthalterlose Zeit der meisten Provinzen 
(1584/85, 1650 bis 1672, 1702 bis 1747) enthielt keinen Wider- 
spruch gegen die Bundesverfassung. 

Ausser den bereits besprochenen Herrschaftsrechten der 
Gesammtheit erstreckte sich die Bundeszuständigkeit auf folgende 
Angelegenheiten : 

a) Die Münze (Art. 12). Die Gesammtheit mochte mit Ver- 
bindlichkeit für die Glieder einheitliche Münze einführen und 
hat von dieser Befugniss schon 1586 Gebrauch gemacht *®). 

b) Die Religion (Art. 13 bis 15) ^®). Die wichtigste Frage 
bei der niederländischen Revolution war der Religionsstreit. 
Die Glaubensverfolgung der Evangelischen steht unter den 
Gründen , welche den Abfall von Spanien bewirkt haben, oben 
an; erst in zweiter Linie stehen die Vertheidigung der Rechte 
und Privilegien, namentlich des Steuerbewilligungsrechts, gegen 
Missachtmig durch die spanische Regierung und der nur zu 
berechtigte Hass der Niederländer gegen die Spanier. Indessen 
waren gleichförmige Bestimmungen über die öffentliche Religions- 
übung in der Utrechter Union nicht thunlich. Holland und 
Seeland, welche unter Wilhelm von Oranien eng verbündet 
waren, hatten die Reformation durchgeführt. Daher die Be- 
stimmung des Art. 13: Holland und Seeland mögen in Religions- 
angelegenheiten nach ihrem Gutdünken verfahren. In den 
anderen Provinzen überwog noch das katholische Bekenntniss; 
bezüglich ihrer verordnete Art. 13: sie mögen in Religions- 
angelegenheiten nach dem vom Erzherzog Matthias mit seinem 
Rathe und den Generalstaaten concipirten Religionsfrieden ver- 
fahren oder darin solche Ordnung stellen, als ihnen insgesammt 

18) Pieter Paulus, Bd. 2. S. 209 bis 227. 

19) Pieter Paulus, Bd. 2. S. 229 bis 267. 
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oder jeder für sich räthlich erscheint. Durch Declaration vom 
1. Februar 1579 2*^) wurde ausdrücklich ausgesprochen, dass 
ausschliesslich katholischer Glaubensstand einer Stadt oder 
Provinz kein Hinderniss gegen ihre Aufnahme in die Union 
sein solle. Nach Art. 6 des Reduktie- Vertrages vom 22. Juli 
1594 sollte in der Provinz Groningen nur die reformirte Religion 
öffentlich geübt werden dürfen. Durch Beschluss der grossen 
Versammlung der Generalstaaten vom 27. Januar 1651 wurde 
der christliche reformirte Gottesdienst zur Staatsreligion für 
das ganze Bundesgebiet erklärt^*). 

War aber auch eine gleichförmige Regelung der Religions- 
übung bei Begründung des Bundes nicht thunlich, so konnte 
doch Sicherheit gegen Glaubensverfolgung gewährt werden. 
Das ist geschehen durch den ausdrücklichen Ausspruch des 
Art. 13, unter Hinweis auf die Genter Pacification , dass 
Niemand wegen seiner Religion untersucht oder 
bestraft werden solle. Religionsfreiheit des Einzelnen ist 
während des ganzen Bestandes der Union ein Verfassungsgrund- 
satz gewesen, welcher unter Garantie der Gesammtheit stand 
und ungeachtet aller Massregehi gegen die öffentliche Ausübung 
des katholischen Gottesdienstes nicht verletzt worden ist ^'^). ^^). 

c) Die Rechtspflege. Die einzelnen Provinzen, ihre Städte 
und Mitglieder, waren zur Gewährung guter Justiz gleichmässig 
an Eingesessene und an Fremde verpflichtet, mit Literventions- 



20) Piefcer Paulus, Bd. 2. S. 233 und 234. 

21) Die abschwächende Interpretation dieses Beschlusses durch Pi et er 
Paulus, Bd. 2. S. 242 folg., und Kl u it. Bd. 3. S. 217 folg., scheint mir 
mit dem Wortlaut nicht im Einklang zu stehen. 

22) Vergl. über die Religionsverhältnisse in der ersten Zeit der Re- 
publik namentlich R. Fruin, Tien Jaren uit den tachtigjarigen Oorlog, 
Kap. 14. 

23) Raummangel verstattet keine Besprechung der Verfassungsfragen, 
welche mit Berufung der Dordrechter Synode (Beschluss der Generalstaaten 
vom 11. November 1617 unter Protest von Holland, Utrecht und Over- 
yssel) und mit Durchführung ihrer Beschlüsse abseiten der Generalität in 
Verbindung stehen. — Art. 14 und 15 der Utrechter Union enthalten im 
Anschluss an Art. 19 der Genter Pacification vom 8. Novbr. 1576 Ueber- 
gangsbestimmungen über Klosterlinge, Weltgeistliche und geistliche Güter. 
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recht der Gesammtheit, falls dieser Verbindlichkeit nicht genügt 
würde (Art. 17). 

d) Gemeinsames Indigenat. Keine der vereinigten Provinzen 
oder ihrer Städte und Glieder sollte ohne gemeine Bewilligung 
Abgaben oder Steuern zum Nachtheil anderer Provinzen oder 
ihrer Glieder anordnen oder deren Angehörige höher belasten 
als die eigenen Eingesessenen (Art. 18). Ungeachtet vielfacher 
Verhandlungen und gelegentlicher Wiederholung ist aber das 
Princip des Art. 18 nicht immer beachtet ^*). 

e) Generalclausel. Jeder der Bundesgenossen durfte und 
sollte alle Angelegenheiten, wovon nach seiner Meinung das 
Gedeihen oder der Verderb der Republik abhing, zu gemein- 
samer Berathung in den Generalstaaten bringen (Art. 20). 
Unter Voraussetzung allgemeinen Einverständnisses über das 
Vorhandensein dieser Voraussetzung (Art. 21) konnten daher 
auch sonstige Angelegenheiten gemeinschaftlich geordnet werden. 
Von dieser Generalclausel ist sehr ausgiebiger Gebrauch ge- 
macht worden (vergl. das dritte Kapitel). 

6) Die Landschaft Drenthe, die Generalitäts- 
lande und die Colonien. Ausser den sieben Provinzen 
gehörte zum Gebiete der Vereinigten Niederlande Land, worin 
der Gesammtheit eine weitere Herrschaft zustand. 

Eigenartig war der Rechtszustand der Landschaft Drenthe^*). 
Vertreter derselben haben am 11. April 1580 die Utrechter 
Union unterzeichnet, wodurch die Landschaft vollberechtigtes 
Mitglied der Republik geworden ist. Nachher gelangte Drenthe 
vorübergehend unter spanische Gewalt. Ist auch nach deren 
Beseitigung die Provinzialverfassung wiederhergestellt, so ist doch 
Drenthe zur Vertretimg in den Generalstaaten, dem Staatsrath 
und den Generalitäts-Gollegien nicht zugelassen und ist dauernd 
ungeachtet Respectirung seiner provinziellen Autonomie in 
dienender Stellung unter der Generalität geblieben, weil seine 
Vertreter an deren Willensentschlüssen keinen Antheil hatten ^®). 

24) Pieter Paulus, Bd. 3. S. 1 bis 11. 

25) Pieter Paulus, Bd. 1. S. 81 bis 87. Bassecour Caan S. 154 
bis 156. 

26) Anders wurde verfahren bezüglich der Provinzen Gelderland, 
Utrecht und Oberyssel, welche 1672 von Frankreich erobert, aber nach 
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Noch anders die Stellung der s. g. Generalitatslande^^), 
nämlich Städte und Quartiere in Brabant, Flandern, Westwol- 
dingerland und dem Oberquartier von Gelderland, welche im 
Laufe des Unabhängigkeitskrieges von Spanien gewonnen und 
daher »wingewesten« genannt wurden. Die Befugniss zum 
Erwerb solcher Länder war im Kriegsrecht der Gesammtheit 
unzweifelhaft begriffen, wenngleich die Utrechter Union dar- 
über schweigsam ist. Wurde ihnen auch Autonomie in ihren 
Angelegenheiten gelassen, so stand doch der Generalität in 
ihrem Gebiete volle staatliche Gewalt zu. Ihre Stellung war 
ganz analog der Stellung des Reichslandes Elsass-Lothringen 
im gegenwärtigen deutschen Reiche. 

Alle Bemühungen der Landschaft Drenthe und der Gene- 
ralitätslande um Aufnahme in den Bund als vollberechtigte 
Mitglieder haben wohl darum keinen Erfolg gehabt, weil der 
Bundesorganismus ohnehin sehr complicirt war und die leitende 
Provinz Holland ein grosses Interesse hatte, dass die Mehr- 
heit der s. g. Landprovinzen (Gelderland, Utrecht, Overyssel, 
Groningen) nicht durch Aufnahme weiterer Landprovinzen ver- 
stärkt wurde *^®). 

In der späteren Zeit der Republik sind Drenthe und die 
Generalitätslande in Ansehung der Matrikularbeiträge und der 
Reparation der Miliz analog den Provinzen behandelt^*). 

Die ausgedehnten überseeischen Besitzungen ^®), eine Haupt- 
quelle des Reichthums und der Blüthe der Republik, sind meist 
während des Unabhängigkeitskrieges von Spanien und dem da- 
mit unirten Portugal gewonnen, um deren Widerstandkraft zu 
schwächen und die eigenen Mittel zur Fortsetzung des Krieges 



Beseitigung der französischen Herrschaft 1674 zum jus postliminii zuge- 
lassen wurden, indessen unter lästigen Bedingungen. Pieter Paulus, 
Bd. 1. S. 90 bis 97. 

27) Slingelandt, Bd. 2. S. 181 bis 184. Pieter Paulus, Bd.3. 
S. 43 und 44. 

28) Vergl. Pieter Paulus, Bd. 1. S. 79. 

29) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 294, 295, 107. 

30) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 425 bis 564. Van Rees, Ge- 
schiedenis der Staathuishoudkunde in Nederland. 2 Bände, Utrecht 1865/8, 
insbesondere der zweite Band. 
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durch den sehr gewiimreichen Colonialhandel zu mehren. Die 
Generalstaaten, in geschickter Weise die Unternehmungslust 
luid den Erwerbssinn der Niederländer benutzend, concessionirten 
grosse Handelsgesellschaften^') zum Erwerb und zur Regierung 
der Colonien. Die Staatsgewalt gebührte in den Colonien wie 
in den Generalitätslanden der Gesammtheit ; unter Aufsicht und 
im Namen der Generalstaaten übten die Handelsgesellschaften 
in den Colonien die ihnen delegirten Regierungsrechte. 



Zweites Kapitel. 
Die Organisation der Bundesgewalt. 

Die Regierung der Republik der Vereinigten Niederlande 
geschah durch die Generalstaaten, den Staatsrath, die Statt- 
halter und die Generalitäts-Collegien. 

1) Die Generalstaaten*), wovon die Utrechter Union 
in den Art. 19 und 20^) handelt, stammen aus der Zeit vor 



31) Namentlich die ostindische Handelsgesellschaft seit 1602, mit 
einem Grundkapital von rund 6'/« Millionen Gulden, in 6 Kammern 
(Amsterdam, Middelburg, Delft, Rotterdam, Hoom, Enkhuisen), welche 
17 Directoren (»bewindhebberen«) wählten, unter überwiegender Bethei- 
ligung und Leitung der Amsterdamer Kammer, welche 8 Directoren zu 
wählen hatte, mit ausschliesslichem Handelsprivilegium für die Gebiete 
östlich vom Kap der guten Hoffnung bis zur Magellaanstrasse , unter ihr 
die Colonien Kap der guten Hoifiiung, Java, Bomeo, Sumatra, Ceylon, 
Celebes, Molukken, Malakka und Bengalen ; ferner die westindische Handels- 
gesellschaft seit 1621, mit einem Grundkapital von reichlich 7 Millionen 
Gulden, in 5 Kammern, mit ausschliesslichem Handelsprivilegium für die 
Westküste von Afrika und Theile von Amerika, unter ihr Colonien in 
Afrika und Amerika. — Die ostindische, weniger die westindische Gesell- 
schaft hat den Spaniern und Portugiesen grossen Abbruch gethan und 
vortreffliche Geschäfte gemacht. 

1) Commentariolus cap. 3 bis 9. Slingelandt, Bd. 2. S. 125 bis 
282. Pieter Paulus, Bd. 3. S. 1 bis 163. Tegenwoordige Staat, Bd. 1. 
S. 242 bis 283. R. Fruin im vierten Kapitel seines mehrfach citirten 
Geschichtswerkes. Bassecour Caan, S. 117 bis 134. Riemsdijk, 
S. 1 bis 8. 

2) ütrechter Union Art. 19 verpflichtet die Bundesgenossen zu ge- 
meinschaftlichen Zusammenkünften in Utrecht (seit 1585 Haag der 
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Abschwörung des Königs. Seit der zweiten Hälfte des fünf- 
zehnten Jahrhunderts wurden die Staaten der verschiedenen 
niederländischen Provinzen häufiger zu gemeinsamen Tagfahrten 
berufen, behufs gemeinsamer Berathung und Beschlussfassung 
über Angelegenheiten im gemeinsamen Interesse, namentlich 
zur Bewilligung von Beihülfen in den häufigen Kriegen gegen 
Frankreich^). 

Die Generalstaaten, welche aus Vertretern der Staaten 
(Stände)*) der einzelnen Provinzen bestanden, erlangten im 



gewöhnliche Versammlungsplatz) auf Berufung derjenigen, welche dazu 
ermächtigt sind (Landrath, hernach der Staatsrath), um alle schwebende 
Fragen und Schwierigkeiten , welche im Einberufangsschreiben thunlichst 
erwähnt werden sollen, in Berathung zu nehmen und darüber je nach 
Verschiedenheit der Fälle mit Stimmenmehrheit oder Stimmeneinheit zu 
entscheiden; unter dem Präjudiz, dass nicht vertretene oder nicht in- 
struirte Stimmen nicht gezählt werden, jedoch mit dem Vorbehalt, dass 
am Erscheinen behinderte Mitglieder ihre Ansicht schriftlich einsenden 
mögen und dass das schriftliche Votum in diesem Falle berücksichtigt 
werden soll. — lieber Art. 20 vergl. das erste Kapitel 5e. 

3) Slingelandt, Bd. 2. S. 151 folg. Theodore Juste, Histoire 
des Etats Generaux des Pays Bas (1465—1790). 2 Bde., Brüssel und Paris 
1864. Bassecour Caan, S. 33 bis 35. 

4) Eine üebersicht über Zusammensetzung der Staaten der einzelnen 
Provinzen bei Bassecour Caan S. 138 bis 156. Die Staate» von Gelder- 
land bestanden aus Vertretern der Ritterschaft und der Städte, welche in 
die 3 Quartiere Nymwegen, Zutphen und Amheim eingetheilt waren. Die 
Staaten von Holland bestanden aus Vertretern der Ritterschaft (7 Mit- 
glieder), welche eine Stimme führten, und aus Vertretern der Vorsteher- 
schaften (Vroedshappen) der 18 stimmberechtigten holländischen Städte 
(Dordrecht, Haarlem, Delft, Leyden, Amsterdam, Gouda, Rotterdam, 
Gorinchem, Schiedam, Schoonhoven, Briel, Alkmaar, Hoorn, Enkhuisen, 
Edam, Monnikedam, Medemblik, Purmerend), von denen jede eine Stimme 
führte, so dass das kleine Purmerend mit dem mächtigen Amsterdam 
gleich stand. Der Schwerpunkt lag daher in den Vorsteherschaften der 
Städte, welche sich durch Cooptation ergänzten und thatsächlich nur den 
Angehörigen einer beschränkten Zahl von Patrizierfamilien zugängUch 
waren. »Inderdaad die vroedshappen sijn de souvereinen, de koningen 
van het republikeinsch Holland« (R. Fruin a. a. 0.). Die Staaten von 
Seeland bestanden aus einem Vertreter des ersten Adeligen (Oranien, — 
während der statthalterlosen Zeit hat diese Stimme länger geruht) und 
aus 6 Vertretern der Städte Middelburg, Zieriksee, Goes, Tholen, Vlissingen 
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Laufe der Begebenheiten in der Regierung der Republik eine 
ähnliche Stellung, wie die Staaten in der Regierung der ein- 
zelnen Provinzen eingenommen haben. 

Die Staaten der einzelnen Provinzen verdankten ihren Ur- 
sprung der allmählig eintretenden Unzulänglichkeit der landes- 
herrlichen Einkünfte zur Bestreitung der Regierungskosten und 
dem Satze, dass der Landesherr (Herzog, Graf) seine freien 
Unterthanen nur mit ihrer Zustimmung besteuern konnte. Sie 
waren Vertreter des Volkes, namentlich zur Bewilligung von 
Steuern und zur Besorgung der Angelegenheiten, welche damit 
in Verbindung standen (z. B. Erlass von Steuern, Sorge für 
deren bestimmungsmässige Verwendung, Abhülfe von Landes- 
beschwerden, wovon die Steuerbewilligung abhängig gemacht 
war) ; im Hinblick auf ihr Steuerbewilligungsrecht wurden sie 
zu manchen sonstigen wichtigen Regierungsgeschäften zuge- 
zogen ^). 

Diese untergeordnete Stellung der Staaten wurde durch 
den Aufstand gegen Spanien und die sich daran anknüpfenden 
Begebenheiten völlig verändert. 

Wilhelm von Oranien wurde von den Staaten von Holland 
und Seeland als Statthalter des Königs in diesen Provinzen 
anerkannt®); im Namen des Königs, mit den Mitteln, welche 
die Staaten ihm bewilligten, führte er Krieg gegen die General- 
statthalter und die Heere des Königs; sowohl bezüglich seines 
Amtes als der Mittel zu dessen Behauptung war er abhängig 
von den Staaten der Provinzen, an deren Spitze er stand. 

und Veere. Die Staaten von Utrecht bestanden aus 3 Ständen, Vertreter 
der Geistlichkeit (5 Kapitel), der Ritterschaft und der Städte (Utrecht 
nebst den 4 kleinen Städten Amersfoort, Rheenen, Wyk und Montfoort). 
Der friesische Landtag bestand aus Vertretern der 3 Plattelandsquartiere 
Oostergo, Westergo, Zevenwoude und des Quartiers der 11 Städte. Die 
Staaten von Overyssel bestanden aus dem Adel und Vertretern der 3 
Hauptstädte Deventer, Kampen und Zwolle. Die Staaten von Groningen 
bestanden aus dem Rathe der Stadt Groningen und aus Vertretern der 3 
Landquartiere Hunsingo, Fivelgo und Westerquartier. 

5) Slingelandt, Bd. 1. S. 31 bis 64. Kluit, Bd. 1, 3. Kapitel. 

6) Wagenaar, S. 26 bis 36. Kluit, Bd. 1, 4. Kapitel. 
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Daher sein Versprechen an die Staaten von Holland im 
Jahre 1572'), Alles zu thun mit Kenntniss der Staaten, weil 
sie die Gelegenheit des Landes und die Ansichten seiner Ein- 
gesessenen am besten kannten ; daher sein Antrag an dieselben 
Staaten im Jahre 1574®), sie möchten die ganze Regierung 
des Landes an sich nehmen, welcher von ihnen unter Hinweis 
auf die Nothwendigkeit Eines Hauptes und Einer Obrigkeit zur 
Bewahrung der gemeinen Ruhe und Wohlfahrt, zur Erhal- 
tung guter Polizei, der Privilegien, Freiheiten und namentlich 
der Religion im Kampfe gegen Spanien und unter wenigstens 
theilweiser Bewilligung der Mittel, welche er zur Fortsetzung 
des Kampfes nöthig erachtete, abgelehnt wurde. Nach der 
Abschwörung des Königs von Spanien hielten sich die Staaten 
der Provinzen (Generalstaaten und Einzelstaaten) als Vertreter 
des Volkes zur Disposition über das Land befugt ; die Verhand- 
lungen der Staaten von Holland und Seeland über Uebertragung 
der Grafenwürde an Wilhelm von Oranien, indessen mit den 
erheblichsten Vorbehalten für die Staaten®), sind nur durch 
seinen vorzeitigen Tod gescheitert^®). 

Hat auch der Satz, dass die Souverainetät der Provinz bei 
ihren Staaten beruhe, jedoch vorbehaltlich der Rechte und 
Privilegien der einzelnen Mitglieder (Utrechter Union Art. 1), 
in der berühmten Resolution der Staaten von Holland vom 
14. Oktober 1587 — Groot Placaat-Boek, Bd. 1. S. 39 — eine 
historisch nicht zutreffende Begründung gefunden ") ? so ist 
derselbe doch ein Fundamentalsatz des niederländischen Staats- 
rechts geworden ^^). 



7) Kluit, Bd. 1. S. 70. 

8) Kluit, Bd. 1. S. 96 bis 101. 

9) Kluit, Bd. 1. S. 336 bis 345. 

10) Kluit, Bd. 1, 11. Kapitel. 

11) Slingelandt, Bd. 1. S. 9 bis 31. Kluit, Bd. 2. S. 286folg. 

12) Vergl. z.B. die von Wagenaar S. 12 angeführte Resolution der 
Generalstaaten aus dem Jahre 1678 : »dat niemant, die eenige kennis van de 
Regeerung heeft, twyfelen kan, of de opperste macht over de bj^ sondere Pro- 
vincien was by de Staaten derselven, sonder dat de Staaten Generaal, of eenige 
particuliere Staaten daar op eenige indracht mogten doen« und die von 
Pieter Paulus, Bd. 2. S. 54 angezogene Aeusserung des Staatsrathes vom 
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Die Erhebung der Generalstaaten auf den ersten Platz in 
der Republik hat sich erst später vollzogen; vorher mussten 
die Rechte der englischen Krone aus dem Vertrage vom 
10. August 1585 gelöst werden; der Staatsrath hat lange eine 
vorherrschende oder doch concurrirende Stellung gehabt und 
ist erst nach und nach auf den zweiten Platz gedrängt, nament- 
lich weil die Generalstaaten in näherer Verbindimg mit den 
Staaten der einzelnen Provinzen standen '*). 

Bei den Generalstaaten unterschied man ausserordentliche 
oder grosse und ordentliche oder gewöhnliche Versammlungen ; 
erstere, aus einer grösseren Zahl von Deputirten bestehend, 
smd 1651 nach dem Ableben Wilhelms 11. und 1716/17 nach 
dem spanischen Successionskriege zur Beschlussfassung über 
besonders wichtige Bundesangelegenheiten berufen. 

Die ordentlichen Versammlungen sind seit dem Jahre 1593 
permanent geworden. 

Die Staaten einer jeden Provinz hatten über Zahl, Ernen- 
nung, Amtsdauer und Vollmacht ihrer Deputirten zu entscheiden. 
Die Provinzen hatten gleiches Stimmrecht; die mehreren Ver- 
treter einer Provinz führten nur eine Stimme. Die G^sammt- 
zahl der Deputirten pflegte etwa 50 zu betragen'*). Holland 
als die reichste, mächtigste und am meisten zahlende Provinz 



30. December 1715: »'t is onwedersprekelik , dat gelyk jede Provinde, 
van ouds, heeft gehad, en, ten huldigen dage, heeft hare Souvereiniteit, 
by de Unie van Utrecht selfs bevestigd«; in der statthalterlosen Zeit 
(1702 bis 1747) konnte über den Träger der Souverainetait, nämlich die 
Staaten der betreffenden Provinz, kein Zweifel sein. — R. Fruin a.a.O. 
verlegt den Abschluss dieser Entwickelung erst in die Zeit nach Leicester^s 
Bückkehr nach England (1587) : 9Maar geheel veranderde de toestand, 
nu, na Leicester's vertrek, geen nieuwe landvoogd meer werd aangesteld. 
Nu verdween als het wäre het gezag van den landsheer ; alleen de volks- 
vertegenwoordiging bleef over. Dese eigende sich thans, by hare vroegere 
rechten, noch den magt van den vorst toe; sij werd landsheer en ver- 
tegenwoordiging in een person« ; indessen hat die hier beschriebene Ent- 
wickelung, was die Staaten der einzelnen Provinzen angeht, schon früher 
begonnen. 

13) Vergl. Slingelandt, Bd. 2. S. 127. 

14) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 250 bis 253. 

3 
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hatte vorwiegenden Einfluss, meist wurde nach dem Gutachten 
und Rath seiner Deputirten entschieden. Der Vorsitz und die 
Geschäftsleitung wechselte von Woche zu Woche, nach der 
Rangordnung der Provinzen. 

Die Mitglieder der Generalstaaten waren Gesandte der 
Provinz, welche sie vertraten; die einzelnen Deputirten be- 
kleideten ein Provinzial- nicht ein Generalitätsamt und waren 
daher für ihre Abstimmungen den Staaten ihrer Provinz nicht 
der Generalität verantwortlich; abgesehen von einigen Aus- 
nahmsfällen '*) wurden sie durch die Instructionen ihrer Com- 
mittenten gebunden. 

Die Zuständigkeit der Generalstaaten (vergl. das dritte 
Kapitel) erstreckte sich auf die im ersten Kapitel angeführten 
Bundesangelegenheiten, soweit sie nicht einem anderen Bundes- 
organ überwiesen waren; namentlich hatten sie über Krieg, 
Frieden, Waffenstillstand, Contributionen, namentlich Matrikular- 
beiträge der Provinzen (Utrechter Union Art. 9), über hiter- 
pretation (Art. 21) und Abänderung der Bundesverfassung 
(Art. 22), über Aufnahme neuer Mitglieder, über die Errichtung 
und die Listructionen der Generalitätskollegien und sonstige 
Bundeseinrichtungen zu beschliessen. Jede Provinz konnte An- 
träge stellen (Art. 20). 

Hiernach waren die Generalstaaten ein Gesandtencongress 
der einzelnen Provinzen für Bundesangelegenheiten. 

Von der Regel, dass in den Generalstaaten Mehrheit der 
Stimmen entschied (Utrechter Union Art. 9) gab es viele und 
wichtige Ausnahmen, insbesondere konnte über die eben ge- 
nannten Angelegenheiten theils nach der Utrechter Union 
Art. 9, 21 und 22, theils nach der Gewohnheit '^) nur stimmen- 
einhellig entschieden werden. 

Das machte Einrichtungen nöthig, imi die Stimmeneinhellig- 
keit zu ersetzen oder herbeizuführen. 

Dahin gehört die Bestimmung der Utrechter Union Art. 9, 
16 und 21 , dass bei Meinungsverschiedenheiten der Provinzen 



15) Slingelandt, Bd. 2. S. 229 bis 236. 

16) Slingelandt, Bd. 2. S. 223 und 224. Pieter Paulus, Bd. 2. 
S. 197. 
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über Krieg, Frieden, Waffenstillstand, Contributionen der Pro- 
vinzen, femer bei Streitigkeiten, welche alle Provinzen angehen, 
namentlich über Auslegung der Bundesverfassung, die Ent- 
scheidung den zur Zeit vorhandenen (»nv ter tyt wesende«) 
Statthaltern und bei Meinungsverschiedenheiten derselben den 
von ihnen zuzuziehenden Schiedsrichtern zustehen solle. Die 
ausdrückliche Beschränkung dieser Befugniss auf die zur Zeit 
vorhandenen Statthalter, welche überdies ausdrücklich eine 
provisorische (»by provisie«) genannt wird, macht eine analoge 
Anwendung ''^) derselben auf spätere Statthalter unthunlich, 
zumal dieselbe im Hinblick auf das allgemeine Vertrauen, 
welches Wilhelm I. von Oranien genoss, gegeben sein mag. 
Alle Versuche, zu einem Ersatz dieser provisorischen Bestim- 
mung zu gelangen, haben zu keinem Ergebniss geführt. 

Dahin gehört weiter die durch Gewohnheit eingeführte 
Ueberweisung der wichtigeren Angelegenheiten an eine Com- 
mission, bestehend aus einem Deputirten einer jeden Provinz 
unter dem Vorsitz des Deputirten von Gelderland, femer aus 
dem Rathspensionair von Holland und wenigstens seit 1670 
aus dem Secretair (Griffier) der Generalstaaten '®). Das Plenum 
entschied meist nach dem Antrage der Gommission, in der 
Gommission konnte leichter auf Stimmeneinheit hingewirkt 
werden, wie das bei sofortiger Berathung im Plenum möglich 
gewesen wäre. Der Schwerpunkt der Verhandlungen der 
Generalstaaten lag in den Commissionen '•) , welche häufig, sei 



17) Slingelandt, Bd. 2. S. 224 bis 229. Pieter Paulus, Bd. 2. 
S. 166 bis 183. Zweifelhaft Pestel § 361. 

18) Namentlich bestanden Commissionen für auswärtige Angelegen- 
heiten, Finanzsachen, Militairsachen , Seesachen und zur Erwägung der 
Anträge auswärtiger Regierungen. Da der Rathspensionair ex officio Mit- 
glied einer jeden Gommission war, so hatte Holland in derselben doppelte 
Vertretung. Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 262. Riemsdijk S. 20. 

19) Es ist merkwürdig, dass dieser Zustand in einer anderen Bundes- 
republik, nämlich bei dem Senate und dem Repräsentantenhause der 
Vereinigten Staaten von America, wiederkehrt; die Commissionen des 
Senates und des Repräsentantenhauses haben indessen nur die Beschlüsse 
vorzubereiten. Bryce, The American Commonwealth, Bd. 1, London 
1888, S. 204 bis 218. 

3* 



es auf Grund ausdrücklicher Vollmacht, sei es auf Grund von 
Gewohnheit, die ihnen überwiesenen Angelegenheiten im Namen 
der Generalstaaten endgültig erledigten 2®). 

Das Amt des Rathspensionairs von Holland^') ist für die 
Verfassungsgeschichte der Vereinigten Niederlande von solcher 
Bedeutung, dass einige Bemerkungen über dasselbe unvermeid- 
lich sind. 

Der »Landesadvocat« , seit 1630 mit dem Titel »Raths- 
pensionair«, welcher von den Staaten von Holland auf 5 Jahre 
gewählt wurde (Wiederwahl gebräuchlich), hatte mannigfache 
Amtspflichten. »Ein lästigeres oder gewichtigeres Amt giebt 
es nicht im ganzen Lande« "). Schon zur Zeit der Grafen lag 
ihm die Wahrung der Rechte und Freiheiten des Landes ob; 
wurden sie verletzt, so hatte er die erforderlichen Anträge bei 
seinen Dienstherren zu stellen. Er war der Form nach Diener, 
in Wirklichkeit aber Vertrauensmann und Leiter der Staaten 
von Holland, bei ihren Versammlungen auch ihres Ausschusses 
(Gecommitteerde Raden) hatte er anwesend zu sein, er brachte 
die Sachen zum Vortrag, er fragte die Stimmen, er hatte die 
Meinungsverschiedenheiten der Mitglieder thunlichst auszu- 
gleichen, namentlich bei Angelegenheiten, wo Stimmeneinhellig- 
keit erforderlich war^^) und den Beschluss zu verkünden; als 
Leiter der Staaten von Holland hatte er deren Deputirte in 
den Generalstaaten zu begleiten, Namens derselben zu sprechen 
und mit Stimmrecht an allen Commissionsberathungen Theil 
zu nehmen. Seine ständige Theilnahme und genaue Kenntniss 
der holländischen und der Generalitätssachen gab ihm einen 
weiten Vorsprung vor Mitgliedern, die nur auf Zeit dienten. 
Ueberdies hatte er die Correspondenz mit den auswärtigen 



20) Riemsdijk, S. 20 folg. 

21) Tegenwoordige Staat, Bd. 4. S. 135 bis 156; Tets, dissertatio 
historica juris publid , continens historiam muneris consiliarii pensionarii 
Hollandiae, Leyden 1836. Bassecour Caan, S. 158 bis 162. 

22) Tegenwoordige Staat, Bd. 4. S. 135. 

23) Aehnlich den Generalstaaten war auch in den Staaten von Holland 
bei vielen und wichtigen Sachen, namentlich Steuern und Belastungen, 
Stimmeneinhelligkeit zur Beschlussfassung erforderlich. Slingelandt, 
Bd. 2. S. 95. Bassecour Caan, S. 144. 



Gesandten, sowohl in Generalitäts- (hier in Concurrenz mit dem 
Secretair der Generalstaaten) als in holländischen Sachen zu 
führen und wurde er bisweilen an die Spitze besonders wichtiger 
Gesandtschaften gestellt. Die grossen Männer, welche dieses 
Amt bekleidet haben, namentlich Oldenbarneveld (1586 bis 1619), 
de Witt (1653 bis 1672), Heinsius (1689 bis 1720) haben oft 
das Schicksal des Landes bestimmt. 

Nächst dem Rathspensionair und aus ähnlichen Gründen 
hatte der Secretair der Generalstaaten, welcher von ihnen auf 
Lebenszeit angestellt wurde, eine erhebliche Einwirkung auf 
ihre Beschlüsse. Er hatte bei ihren Versammlungen anwesend 
zu sein und namentlich über Präcedenzßllle (retroacta) Aus- 
kunft zu ertheilen **). 

Ein weiteres Mittel, die Zustimmung einer widerstrebenden 
Provinz zu erwirken, waren Gesandtschaften (Besendingen), 
bestehend bald aus dem Statthalter, bald aus Mitgliedern der 
Generalstaaten und des Staatsrathes , um den Widerspruch 
ihrer Staaten durch Ueberredung zu überwinden oder sie doch 
zu veranlassen, dass sie mit Entscheidung der streitigen An- 
gelegenheit durch Schiedsspruch sich einverstanden erklärten. 
Von diesem Mittel ist häufig Gebrauch gemacht. 

Es liegt auf der Hand, dass die Mittel zur Erwirkung von 
Stimmeneinhelligkeit Zeit und Kraft erforderten und im Ergeb- 
niss unsicher waren. Beharrte eine Provinz bei einer Angelegen- 
heit, wo Einstimmigkeit erforderlich war, auf ihrem Wider- 
spruch, so musste sie unerledigt liegen bleiben. War das nicht 
möglich, so war ohne Verfassungsverletzung nicht auszukommen, 
und mussten die damit verbundenen bösen Folgen, welche der 
mit den niederländischen Verhältnissen besonders vertraute 
Hugo Grotius treffend dahin angibt: »Verissimimi illud, omnia 
incerta esse , simul a jure recessimi est« **) , mit in den Kauf 
genommen werden. Höchst wichtige Angelegenheiten, wobei 
Einstimmigkeit erforderlich war, so der Friedensschluss mit 
Spanien 1648, die Kriegserklärung an Portugal 1657, der 
Friedensschluss mit Portugal 1661, sind unter Widerspruch 



24) Riemsdijk, S. 19. 

25) Prol^omena § 22 zu De jure belli et pacis libri tres. 
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einer ader mehrerer Provinzen erledigt ^% weil das Erfordemiss 
der Stimmeneinhelligkeit sich als unausführbar erwies. 

Gewiss waren die hier besprochenen Bestimmungen und 
Einrichtungen voll von Schwierigkeiten und Gefahren. Ueber 
langen Berathungen ist oft die rechte Zeit zum Handeln ver- 
säumt; das Sonderinteresse einer Provinz und ihrer Glieder hat 
häufig über das gemeine Interesse gesiegt. Die Reformversuche, 
namentlich auf den grossen Versammlungen der Generalstaaten 
1651 und 1716/17, sind gescheitert. Holland und Overyssel 
waren Provinzen und hatten als solche gleiches Recht, Holland 
konnte sich aber nicht gefallen lassen, von dem kleinen Over- 
yssel in Verbindung mit anderen weniger bedeutenden Provinzen 
in den wichtigsten Angelegenheiten überstimmt zu werden; so 
war die Verallgemeinerung des Mehrheitsprincipes unthunlich. 
Ganz dieselbe Schwierigkeit bestand in den einzelnen Provinzen ; 
Amsterdam und Purmerend waren stimmführende Städte; das 
reiche imd mächtige Amsterdam konnte Majorisirung durch 
Purmerend und andere kleine Städte in manchen Fällen nicht 
zulassen. Das geistvolle Mittel, wodm-ch die Urheber der Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten von Amerika diese Schwierig- 
keit überwunden haben"), nämlich Zuweisung einer gleichen 
Stimmenzahl an die Staaten im Senat, dagegen Vertheilung der 
aus Volkswahlen hervorgehenden Mitglieder des Repräsentanten- 
hauses auf die Staaten nach Verhältniss ihrer Bevölkerung, und 
als Folge davon Einführung des Mehrheitsprincipes vorbehalt- 
lich besonderer Bestimmungen für Verfassungsänderungen, stand 
der Republik der Vereinigten Niederlande wegen des aristo- 
cratischen Characters ihrer Regierung und der ganz vorherr- 
schenden Abneigung gegen Volkswahlen nicht zur Verfugimg. 
Um so mehr aber müssen wir die Geisteskraft ihrer Staats- 
männer und Feldherren bewundem, die mit so mangelhaften 
Einrichtungen die in der Einleitung angeführten Grossthaten 
haben verrichten können. 



26) Bynkershoek, Lib. I. cap. 23. Pieter Paulus, Bd.2. S.183 
und 184. 

27) Vergl. Bryce, The American Commonwealth, Bd. 1, London 
1888, S. 148 und 149. 
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2) Der Staatsrath^®) der Vereinigten Niederlande findet 
sein Vorbild in den Käthen, welche burgundische und öster- 
reichische Fürsten zur Regierung aller und einzelner nieder- 
ländischen Provinzen eingesetzt haben ^®). 

Der Staatsrath war nach seiner Zusammensetzung eine 
föderalistische, dagegen nach seiner Wirksamkeit eine nationale 
Institution. Nach Wegfall der Mitglieder, welche England zu- 
folge Subsidienvertrages vom 10. August 1585 entsenden durfte, 
bestand er aus den Statthaltern der Provinzen und aus 12 Mit- 
gliedern, welche auf die Provinzen vertheilt waren. Der 
Beschluss der Staaten von Holland 1668 und 1705, der Staaten 
von Seeland, Utrecht und Overyssel 1705, wonach das Stimm? 
recht der Statthalter ruhen sollte, während die meisten Pro- 
vinzen ohne Statthalter waren, stand mit dem Wortlaut der 
Instructionen in offenbarem Widerspruch und wurde mit Recht 
von den Staaten von Friesland missbilligt ®®). Holland hatte 3, 
Gelderland ^0» Seeland und Friesland je 2, Utrecht, Overyssel 
und Groningen ^0 je 1 Mitglied, so dass die verschiedene Macht 
und die verschiedenen Leistungen bei Zusammensetzung des 
Staatsrathes berücksichtigt wurden. Die Staaten einer jeden 
Provinz hatten über Ernennung und Amtsdauer ihrer Mitglieder 
zu bestimmen, dagegen waren dieselben in ihrer Wirksamkeit 
an Aufträge und Instructionen nicht gebunden. Sie waren 
durch ihren Amtseid verpflichtet, »ohne Ansehen der Provinzen 



28) Commentariolus cap. 10 und namentlich Slingelandt, Bd. 3. 
S. 1 bis 289; ferner Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 284 bis 328. — In- 
structionen (Dienstanweisungen) für den Staatsrath vom 12. April 1588 
und 18. Juli 1651 in Groot Placaat-Boek, Bd. 4. S. 120 und 125. 

29) Ueber die ursprüngliche Regierung der Republik vergl. Muller, 
Greschiedenis der Regeering in de nader geunieerde Provinden tot aan de 
Komst von Leicester (1579—1585), Leyden 1868, und Muller, De Staat 
der Vereenigde Nederlanden in de Jaren sijner Wording (1572 — 1592), 
Haarlem 1872. 

30) Slingelandt, Bd. 3. S. 254 bis 257. 

31) 1674 wurde Gelderland, welches dem französischen Angriffe 1672 
keinen erfolgreichen Widerstand geleistet hatte, 1 Rathsherr genommen 
und Groningen als Belohnung für tapfere und siegreiche Vertheidigung 
überwiesen. Pieter Paulus, Bd. 1 S- 96. 
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oder Städte, woraus sie geboren oder erwählt seien, oder ihres 
besonderen Nutzens, allein die Ehre Gottes, die Wohlfahrt und 
Erhaltung der Vereinigten Niederlande und die gemeine Sache 
vor Augen zu haben«. Der Staatsrath entschied in allen Fällen 
nach Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. Der General- 
schatzmeister wurde ursprünglich aus den Käthen des Staats- 
rathes genommen, aber auch später mit berathender Stimme 
zu den Sitzungen zugelassen. Wie bei den Generalstaaten 
wechselte der Vorsitz und die Geschäftsleitung unter den Käthen 
von Woche zu Woche; gleich den Generalstaaten hatte der 
Staatsrath einen ständigen Secretair, welcher wegen seiner 
Geschäftskenntniss eine erhebliche Einwirkung auf die Beschlüsse 
des CoUegiums hatte. 

Dem Staatsrath war ursprünglich die Regierung der Kepublik 
der Vereinigten Niederlande anvertraut. Die Ueberschrift der 
Instructionen der Jahre 1588 und 1651 bezeichnete seine Auf- 
gabe dahin: Leitung und Direction der Sachen des gemeinen 
Staates, der Vertheidigung, Erhaltung und Union der Vereinigten 
Niederlande. Die Generalstaaten sagten in einer Resolution 
vom 12. April 1590, dass der Staatsrath zur Regierung des 
Landes eingesetzt sei und bezeichneten in demselben Beschluss 
seine histruction als histruction für die Regierung. Seine an- 
fängliche Zuständigkeit erstreckte sich auf die Einberufung der 
Generalstaaten, die Verhandlungen mit denselben, die auswär- 
tigen Angelegenheiten, den Ausgleich von Streitigkeiten der 
Provinzen und ihrer Mitglieder, die Militair-, Finanz- und See- 
sachen. Zur allmähligen Herabdrückung der Machtstellung des 
Staatsrathes hat der Missstand beigetragen, dass bis 1625 eng- 
lische Räthe in demselben Sitz und Stimme hatten und die 
Niederländer aus gewichtigen Gründen Minderung des auswär- 
tigen Einflusses anstrebten. Die Generalstaaten, unter Leitung 
von Oldenbameveld, erlangten nach und nach überwiegenden 
Einfluss und beschränkten die Wirksamkeit des Staatsrathes im 
Wesentlichen auf Militair- und Finanzsachen. Indessen ist der 
Staatsrath ein von den Generalstaaten innerhalb seiner Zu- 
ständigkeit unabhängiges und selbständiges Organ der Republik 
geblieben; seine Beschlüsse in Verwaltungs- und Rechtssachen 
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waren auch für die Generalstaaten verbindlich. Bei einigen 
Angelegenheiten bestand concurrirende Zuständigkeit beider 
Körperschaften (vergl. das dritte Kapitel), manche Einzelheiten 
über Vertheilung der Herrschaftsrechte auf die Generalstaaten 
und den Staatsrath sind streitig geblieben**). 

Die von Simon van Slingelandt (Secretair des Staatsrathes 
von 1690 bis 1725) publicirten Gutachten des Staatsrathes an 
die grosse Versammlung der Generalstaaten 1716/17*^) und die 
von ihm verfassten »Staatkundige Geschriften« beweisen , dass 
der Staatsrath seine Aufgabe, »die Sachen zu leiten und zu 
dirigiren, welche den gemeinen Staat, die Vertheidigung , Er- 
haltung imd Union der Vereinigten Niederlande angehen«^*), 
auch dann noch mit Eifer, Ernst und Geschick zu erfüllen ver- 
sucht hat, als der Verfall des vordem so blühenden und kräf- 
tigen Gemeinwesens bereits begonnen hatte. 

3) Das Amt der Statthalter^^). Nichts beweist so 
schlagend den verständigen conservativen Sinn der Staats- 
männer, welche die Republik der Vereinigten Niederlande ge- 
schaffen haben, als dass sie trotz Abschaffung der herzoglichen 
und gräflichen Würde, trotz Abschwörung des Landesherrn 
dessen Statthalter beibehalten haben. 

Diese Beibehaltung hat gute historische Gründe. Die Noth- 
wendigkeit eines »eminenten Hauptes« zu einheitlichem Ober- 
befehl und um die auseinandergehenden Ansichten und Interessen 
der Provinzen und ihrer Glieder zu einer Einheit zu vermitteln, 
war besonders einleuchtend in dem Kampfe um die nationale 
Existenz. Die ganz hervorragenden Verdienste der grossen 
Staatsmänner und Feldherren aus dem Hause Nassau-Oranien, 
Wilhelm I. , Moritz , Friedrich Heinrich , Wilhelm III. forderten 
Anerkennung und Belohnung, welche am besten in Erhaltung 
und Ausgestaltung des statthalterlichen Amtes gewährt wurde. 

Die Abschwörung des Königs bewirkte eine grosse Aen- 
derung in der Rechtsstellung der Statthalter. Die landes- 

32) Slingelandt a. a. 0. paasim. 

33) Slingelandt, Bd. 2. S. 29 bis 60, 77 bis 89. 

34) Schreiben des Staatsrathes an die Generalstaaten vom 20. Mai 
1654, angezogen bei Slingelandt, Bd. 3. S. 28 und 29. 

35) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 390 bis 424. Jan Wagenaar. 
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herrlichen Rechte gingen nach und nach auf die Staaten der 
einzehien Provinzen über. Die Statthalter wurden aus obersten 
Dienern des abwesenden Landesherm oberste Diener der Staaten, 
welche zwar gegenwärtig aber zur Ausübung mancher Herr- 
schaftsrechte namentlich auf executivem Gebiete wenig geschickt 
waren. Da den mit den angesehensten Herrscherfamilien ver- 
wandten und verschwägerten Statthaltern historische Rechte, 
grosse Verdienste und Reichthümer zur Seite standen und sie 
nicht selten verdächtigt wurden nach der landesherrlichen 
Würde zu streben, und da andererseits die Staaten, welche 
sich immer mehr gegen das Volk abschlössen und dieses gering 
schätzten**), auf die Bewahrung ihrer Rechte eifersüchtig waren 
und in ihren Bestrebungen, welche bisweilen auf die einseitige 
Verfolgung von Familieninteressen hinausliefen, vielfach durch 
die Statthalter gestört wurden, so entstand mit Nothwendigkeit 
der Gegensatz und Kampf der Staaten und der Statthalter, 
welcher einen grossen Theil der Verfassungsgeschichte der Ver- 
einigten Niederlande ausfüllt. Der Sieg in diesem langen Kampfe 
ist mit mehreren Unterbrechungen den Statthaltern zugefallen; 
die Attribute**^) und Befugnisse der Statthalter sind von 
Generation zu Generation gewachsen^®). 

Die Statthalter hatten mannigfache und höchst bedeutende 
Amtsfunctionen, theils standen sie im Dienste und Gehalte der 
Generalität, theils einzelner Provinzen ®®). Wegen dieser Doppel- 

36) Vgl. R. Fruin in Kap. 6 seines Geschichtswerkes : »Hij seif 
(Oldenbameveld) drukte het uit: dat het beter is verheerd dan verknecht 
te zijn. Hij koesterde vor de volksmeening die verachting, die wij bij 
ZOO veelen sijner tijdgenooten aantreffen.« Die Regenten (Mitglieder der 
wenigen regierenden Familien) achteten auch in späterer Zeit das Volk 
und seine Ansicht nur wenig; in ihren Aeusserungen und Schriften sind 
geringschätzige Bezeichnungen des Volkes (»het grauw«, »de domme 
menigte«) häufig. 

37) 1674 ist die statthalterliche Würde erblich geworden; die statt- 
halterlose Zeit der meisten Provinzen 1702 bis 1747 erklärt sich dadurch, 
dass Wilhelm III. ohne Leibeserben verstarb. 1747 ist die Erblichkeit 
auf die weibliche Linie ausgedehnt. Wagenaar, S. 148 bis 152. 

38) Wagenaar, S. 38 bis 49. VergL indessen Kluit, Bd. 3, 
20. Kapitel, insbesondere S. 190 bis 192. 

39) Wagenaar, S. 147 und 148. Kluit, Bd. 3. S. 109folg. 
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Stellung waren sie besonders geeignet zur Ausgleichung von 
Streitigkeiten zwischen der Gesammtheit und ihren Gliedern. 

Von der Generalität erhielten sie das Amt eines G^neral- 
capitains*^) der Miliz der Vereinigten Niederlande und eines 
Generaladmirals*') ihrer Flotte, welches ihnen vorbehaltlich 
der Herrschaftsrechte der Greneralstaaten und des Staatsrathes 
den Oberbefehl über Heer und Flotte gewährte. Nach der 
ihnen von den Generalstaaten ertheilten Dienstanweisung sollten 
sie die Truppen des Landes gebrauchen zur Erhaltung und 
Handhabung der Union, zur Bewahnmg und Vertheidigung des 
Staates , zur Bewahrung der gemeinen Ruhe und zur Verthei- 
digung der Rechte und Privilegien des Landes insgemein und 
der einzelnen Provinzen, zum Schutze der Eingesessenen, zur 
Erhaltung der wahren reformirten Religion und zur Hand- 
habung der bestehenden Regierungsform**). 

Als Beamte der Generalität hatten sie Sitz und Stimme im 
Staatsrath. Sie waren befugt, an der Spitze des Staatsrathes 
oder ohne demselben, in der Versammlung der Generalstaaten 
zu erscheinen, dort Anträge zu stellen und den Verhandlungen 
beizuwohnen, ohne dass ihnen Stimmrecht zustaiid. 

Die bei Gründung der Union vorhandenen Statthalter (Wilhelm L 
von Oranien, Statthalter von Holland, Seeland und Utrecht, Johann 
von Nassau, Statthalter von Gelderland, Georg von Lalaing, Graf 
Rennenberg, Statthalter von Friesland, Overyssel und Groningen) 
waren ausserdem befugt, Meinungsverschiedenheiten der Pro- 
vinzen über Krieg, Frieden, Waffenstillstand, Gontributionen, 
Streitigkeiten, welche alle Provinzen gemeinsam angingen, 
namentlich auch über Auslegung der Bundesverfassung (Utrechter 
Union Art. 9, 16, 21) zu entscheiden. Konnte diese Bestimmung 
auch nicht analog auf die späteren Statthalter angewendet 



^0) Wagen aar, S. 115 bis 133. Wilhelm I. und Moritz sind nur 
Militairbefehlshaber (Generalcapitaine) der Provinzen gewesen, an deren 
Spitze sie standen; sie sind nicht ausdrücklich zu Generalcapitainen der 
Vereinigten Niederlande ernannt, haben aber die Functionen dieses Amtes 
ausgeübt. Vergl. auch Kluit, Bd. 3. S. 83 folg. 

41) Wagenaar, S. 133 bis 136. 

42) Wagenaar, S. 132. 
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werden, so war doch ihre ganze Amtsstellung so beschaffen, 
dass sie häufig und mit Erfolg von den Generalstaaten zu Ge- 
sandtschaften an einzelne Provinzen und zur Vermittelung 
oder Entscheidung von Streitigkeiten der Provinzen und ihrer 
Glieder verwendet sind. 

Dazu kam der grosse daraus entspringende Einfluss, dass 
sie an der Spitze eines Theiles der vollziehenden Gewalt einer 
oder mehrerer Provinzen standen. Gelderland, Holland, See- 
land, Utrecht und Overyssel hatten meist einen gemeinsamen 
Statthalter und ebenso Friesland und Groningen; seit 1747 sind 
sämmtliche Provinzen unter einem gemeinsamen Erbstatthalter 
vereinigt gewesen. 

4) Generalitäts- CoUegien und Beamte. Unter 
den Generalstaaten, dem Staatsrathe und den Statthaltern 
standen, ausser den Gesandten und Gonsuln der Vereinigten 
Niederlande*^), dem Personal und den Behörden der Miliz**) 
und der Flotte, den Behörden und Beamten der Generalitats- 
lande, eine Reihe von Generalitätsbeamten und Collegien, 
namentlich 

a) der Generalschatzmeister (Thesaurier Generaal) der Ver- 
einigten Niederlande**^), welcher von den Generalstaaten er- 
nannt wurde, namentlich zum Entwurf der Voranschläge über 
Einnahmen und Ausgaben, zur Beaufsichtigung der Finanzver- 
waltung und der Finanzbeamten , der Landesmagazine und 
Festungswerke, und zur GontroUe der Schatzanweisimgen des 
Staatsrathes, mit Sitz und berathender Stimme im Staatsrath; 

b) der General-Einnehmer (Ontvanger Generaal) der Ver- 
einigten Niederlande**), welcher ebenfalls von den General- 
staaten ernannt wurde, mit dem erforderlichen Unterpersonal, 
zur Berechnung und Efifectuirung der Einnahmen und Aus- 
gaben, nach Maassgabe der Schatzanweisungen des Staatsrathes, 
mit Verpflichtung an dessen Sitzungen auf Verlangen Theil zu 
nehmen ; 



43) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 263 bis 273. 

44) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 103 bis 120. 

45) Tegenwoordige Staat. Bd. 1. S. 314 bis 318. 

46) Tegenwoordige Staat, Hd. 1. S. 318 bis 328. 
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c) die Generalitäts-Rechnungskammer *'^) , aus 2 Abgeord- 
neten einer jeden Provinz bestehend, nebst dem nöthigen Unter- 
personal, welches von der Generalität angestellt und besoldet 
wurde, zur Controlle der Schatzanweisungen des Staatsrathes, der 
Rechnungen des General-Einnehmers und namentlich zur Prüfung 
und Feststellung der Rechnungen zwischen der Generalität und 
den einzelnen Provinzen; 

d) die Generalitäts-Finanzkammer **), deren Mitglieder von 
den Generalstaaten ernannt wurden, namentlich zur Prüfung 
und Feststellung von Militair-Rechnungen ; 

e) die Generalitäts-Münzkammer*®), deren Mitglieder eben- 
falls von den Generalstaaten ernannt wurden, zur Beaufsichtigung 
der Münze im ganzen Umfange der Republik, zur Entscheidung 
von Streitigkeiten über die VoUwerthigkeit einzelner Münzen 
imd zur Beaufsichtigung der einzelnen Provinzen und ihrer 
Glieder bei Ausführung der Münzgesetze der Generalität; 

f) fünf Admiralitäts-CoUegien ^®) , bestehend unter Vorsitz 
des General- Admirals aus Mitgliedern, die meist von einzelnen 
Provinzen oder Städten den Generalstaaten präsentirt wurden, 
mit dem Sitze in Rotterdam, Amsterdam, das dritte abwechselnd 
in Hoorn und Enkhuisen, in Middelburg, das fünfte ursprüng- 
lich in Dokkum, später in Harlingen, zur Verwaltung je einer 
Abtheilung der Flotte der Vereinigten Niederlande, zum Schutze 
des Seehandels, der See-, Küsten- und Flussschiflffahrt , der 
Seehäfen, zur Ausübung von Gerichtsbarkeit in Seesachen, zur 
Verwaltung der besonderen Einnahmen, die für die Flotte be- 
stimmt waren (Convoyen imd Licenten) und zum Entwurf der 
Voranschläge, soweit diese Einnahmen nicht ausreichten. 

Drittes Kapitel. 
Die Funktionen der Bundesregierung. 

Die Unterscheidung gesetzgebender vollziehender und rich- 
terlicher Gewalt und die Ueberweisung derselben an ver- 



47) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 329 bis 334. 

48) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 334 bis 336. 

49) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 336 bis 340. 

50) Tegenwoordige Staat, Bd. 1. S. 342 bis 389. 
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schiedene Organe, welche ein Grundprincip mehrerer neuerer 
Bundesverfassungen ist *)? war dem Bundesrecht der Vereinigten 
Niederlande fremd; die Generalstaaten und der Staatsrath 
haben neben einander legislative executive und richterliche 
Befugnisse ausgeübt. 

Es ist nicht leicht, den Bereich der gesetzgebenden voll- 
ziehenden und richterlichen Gewalt genau zu bestimmen. Die 
mir bekannten Schriftsteller ^) über das niederländische Bundes- 
recht unterlassen eine principielle Begründung. Sie weisen 
darauf hin, dass die Provinzen gleich anderen Souverainen mit 
allgemeinem Einverständniss alle Angelegenheiten in gemeinsame 
Berathung nehmen und darüber bestimmen können ; sie sagen 
weiter, dass gemeinsam in dem Sinne, dass kein Bundesgenosse 
sich der gemeinsamen Berathung und Entscheidung entziehen 
dürfe, nm* diejenigen Angelegenheiten seien, welche aus der 
Union entspringen und welche der Gesammtheit durch ein- 
stimmige Bewilligung und Uebergabe der Bundesgenossen über- 
wiesen sind. Sie knüpfen daran die richtige Bemerkung, dass 
die Praxis darüber, was als Folge (Connex) der Union anzusehen 
sei, nicht immer gleichförmig gewesen sei und es daher einer 



1) Verfassung der Vereinigten Staaten von America vom 17. Septbr. 
1789 , Art. I. Sect. 1 : »All legislative powers herein granted shall be 
vested in a Congress of the United States« , Art. II. Sect. 1 : »The 
executive power shall be vested in a President of the United States of 
America«, Art. III. Sect. 1: »The judicial power of the United States 
shall be vested in one supreme Court and in such inferior Courts as the 
Congress may from time to time ordain and establish«; Mexicanische 
Bundesverfassung vom 12. Februar 1857, namentlich Art. 50 (»Die höchste 
Gewalt der Confederation zerfällt nach der Ausübung in gesetzgebende, 
vollziehende und richterliche Gewalt. Zwei oder mehrere dieser Gewalten 
dürfen niemals in den Händen einer einzigen Person oder Körperschaft 
vereinigt werden, auch darf die gesetzgebende Gewalt niemals einer ein- 
zigen Person anvertraut werden«); Argentinische Bundesverfassung vom 
25. September 1860, Art. 36, 74 und 94; vergl. in Beziehung auf Canada 
The British North American Act 1867, Sect. 9, 17 und 96, sowie Munro, 
The Constitution of Canada, Cambridge 1889, S. 4 und 5 (General scheme 
of Constitution) S. 11 und 12 (Judiciary). 

2) Vergl. Slingelandt, Bd. 2. S. 166 und 167. Pieter Paulus, 
Bd. 3. S. 33 und 34. 
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Aufeählung der einzelnen Befugnisse der Bundesorgane bedürfe. 
Nun enthält die Utrechter Union keine Definition des Bereiches 
der gesetzgebenden vollziehenden und richterlichen Gewalt der 
Generalität, weil sie die Regierung des Bundes nicht regelt. 
Aber sie überweist der Generalität wichtige Herrschaftsrechte, 
auf internationalem und staatlichem Gebiete (erstes Kapitel); 
diese konnten ohne legislative executive und richterliche Be- 
fugnisse nicht ausgeübt werden. Daraus wird man folgern 
dürfen und müssen, dass die materiellen Herrschaftsrechte der 
Generalität der Maassstab für den Bereich ihrer legislativen 
executiven und richterlichen Befugniss waren; letztere waren 
Hülfsbefugnisse um die ersteren in Ausführung zu bringen; 
der Generalität gebührte sow^eit aber auch nur soweit gesetz- 
gebende vollziehende und richterliche Gewalt als zur Ausführung 
ihrer materiellen Herrschaftsrechte nöthig war. Nur in den 
Generalitätslanden und den Colonien hatte die Generalität volle 
gesetzgebende vollziehende und richterliche Gewalt. 

Da die Bundesverfassimg ausdrücklich für das höchste 
Gesetz des Landes erklärt war (Utrechter Union Art. 23), da 
weiter bei Bundesverhältnissen die Gesammtheit innerhalb des 
Bereiches ihrer Wirksamkeit über den Gliedstaaten steht, so 
waren die legislativen executiven und richterlichen Handlungen 
der Vereinigten Niederlande innerhalb ihrer verfassungsmässigen 
Zuständigkeit für die Provinzen und ihre Glieder verbindlich. 

Die Vereinigten Niederlande haben von der ihr zustehenden 
Gesetzgebungsbefugniss sehr umfassenden Gebrauch 
gemacht. Die dickleibigen 9 Bände des grossen Placatbuches 
enthalten zahlreiche Gesetze und Verordnungen, welche von 
den Generalstaaten, während der ihm übertragenen Regierung 
von dem englischen Gouverneur und Generalcapitän Leicester, 
bisweilen auch von dem Staatsrath ^) kraft des ihm übertragenen 
Regierungsrechts ausgegangen sind. Diese Gesetze und Ver- 
ordnungen betreffen namentlich: 

die Organisation der Bundesgewalt und die den verschie- 
denen Organen zustehenden Befugnisse (z. B. Placat der 



3) Vergl. Slingelandt, Bd. 3. S. 130 bis 132, Bd. 4. S. 229 u. 230. 
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Generalstaaten vom 6. Februar 1586 über Uebertragung der 
Regierung an Leicester *) ; Placat derselben vom 12. April 1888, 
dass Leicester die Regierung und Generalcapitainschaft der 
Vereinigten Niederlande niedergelegt hat und dass die allge- 
meine Regierung in Sachen, die gemeine Vertheidigung Union 
und Tractate betreffend, dem Staatsrath übertragen ist ^) ; ver- 
schiedene Placate der Generalstaaten ®), enthaltend die histruc- 
tionen für Staatsrath, die Generalitäts-Rechnungskammer , den 
General-Einnehmer, sowie die Competenz-Abgrenzung zwischen 
Staatsrath und General-Rechnungskammer); 

Kriegsangelegenheiten und das Militairwesen (z. B. Placat 
der Generalstaaten vom 4. April 1596^) über Ertheilung von 
Pässen an diejenigen, welche in Feindes Land gehen oder 
daraus kommen, zahlreiche Placate^) derselben enthaltend die 
Kriegsartikel für das Personal des Heeres und der Flotte, über 
Urlaub der Offiziere und Musterung der Soldaten, femer Pla- 
cate®) derselben über die Ausfuhr von Pferden); 

die Finanzen der Generalität; zahlreiche Placate*®) der 
Generalstaaten betreffen die Erhebung und Sicherung der 



4) Groot P]a<aÄt-Boek, Bd. 1. S. 47. 

5) G.P.B. Bd. 1 S. 49. 

6) z. B. G.P.B. Bd. 3. S. 1224 folg., Bd. 4. S. 120 folg. — Um de^i 
Staatsrath eine unabhängige Stellung gegenüber den Generalstaaten zu 
sichern, waren Interpretationen und Aenderungen der für ihn geltenden 
Dienstanweisung von seiner Kenntnissnahme und seinem Beirath abhängig 
gemacht. Art. 45 der Instruction vom 12. April 1588: »Ingevalle dese 
Instructie bevonden werdt te hebben eenige duysterhejdt, ofte dat deselve 
eenige alteratie, verminderinge ofte vermeederinge soude vereysschen, saJ 
daer op ter eerster Vergaderinge van de Staaten Generaal, met kennisse 
en advijs van den Baedt gedaen en gelet werden«. Uebereinstimmend^ 
vorbehaltlich einer unerheblichen Redactionsänderung , Art. 52 der In- 
struction vom 18. Juli 1651. Die eben angezogene Bestimmung hat zu 
Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zwischen Generalstaaten und^ 
Staatsrath Anlass gegeben. Slingelandt, Bd. 8. S. 22 bis 26. 

7) G.P.B., Bd. 1. S. 198. 

8) z. B. G.P.B., Bd. 2. S. 161, 169, 179, 187, 199, 217, 221. 

9) G.P.B., Bd. 1. S 1154 folg 

10) z. B. G.P.B., Bd. 1. S. 2264, 2270, 2273, 2568, Bd. 2. S.2348, Bd. 3. 
S. 1258, 1267, Bd. 4. S. 1235 folg. 
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Gonvoyen und Licenlen, namentlich der Einfuhr- und Aus- 
fuhrzölle; 

Religionsangelegenheiten (z. B. Placat'O d^r Generalstaaten 
vom 3. Juli 1619, wodurch Conventikel der Remonstranten 
verboten wurden, Placate **^) derselben vom 27. März 1620, 
wodurch die Beschlüsse der Dordrechter Synode genehmigt 
und verkündet wurden , Placat '^) derselben vom 26. Februar 
1622, 8. September 1629, 30. August 1641, 14. April 1649 gegen 
die päpstlich gesinnte Geistlichkeit, namentlich die Jesuiten); 

Druckschriften und die Presse (z. B. Placate '*) der General- 
staaten vom 27. August 1608, 7. Juli 1615, 22. December 1618, 
16. Januar 1621, 3. October 1639, 29. November 1646 gegen 
Einfuhr, Druck, Verkauf und Verbreitung von allerlei ärger- 
lichen und aufrührerischen Büchern und Schmähschriften, 
Placat derselben vom 16. Mai 1619 über Verbot unbefugten 
Druckes der Verhandlungen der Dordrechter Synode); 

Seeschiffiahrt und Seewesen (z. B. Placat '*) der General- 
staaten vom 21. October 1621 über das Befahren des Mittel- 
ländischen Meeres und das Salzholen aus Westindien, Placate ") 
derselben vom 27. November 1627, 14. October 1641, 22. Sep- 
tember 1646, 26. April 1651 über Ausrüstung der Schiffe zur 
Fahrt nach dem Mittelländischen Meere und der Levante); 

Handel, Verkehr und Gewerbebetrieb (z. B. Placate ") der 
Generalstaaten vom 16. October 1613, 6. März 1643, 30. Decem- 
ber 1650 über Einfuhr und Verkauf wollener Laken, Placate '*) 
. derselben vom 10. Februar 1598 und 29. December 1625 über 
Seidenmanufacturen , Placate'*) derselben vom 6. December 
1616 über das freie Passiren der Posten imd Postillone; »zur 



11) G.P.B., Bd. 1. S. 263. 
\2) G.P.B., Bd. 1. S. 131. 

13) G. P. B., Bd. 1. S. 203 folg. 

14) G.P.B., Bd. 1. Ö. 437 folg. 
15}K5.P.B., Bd. 1. S. 896 folg. 

16) G.P.B., Bd. 1. S. 906 folg. 

17) G.P.B., Bd. 1. S. 1171 folg. 

18) G.P.B., Bd. 1. S. 1180 folg. 

19) G.P.B, Bd. 1. S. 527. 
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Förderung der gemeinen Wohlfahrt« wurde gar der Gebrauch 
der Tonnen der Bierbrauer durch Placate '^®) der Generalstaaten 
vom 26. Juni 1640, 8. August 1643, 16. März 1652 geregelt); 

das Münzwesen ^') (z. B. Münzplacat von Leicester vom 
4. August 1586, desgl. der Generalstaaten vom 19. December 
1589, 2. September 1594, 2. April 1603, 21. März 1606). 

Wenigstens das besonders wichtige Placat der General- 
staaten vom 12. April 1588 über Uebertragung der allgemeiner 
Regierung an den Staatsrath ist ganz nach Analogie der Ut- 
rechter Union vom Stadthaus im Haag durch den Secretair 
der Generalstaaten in Gegenwart von Mitgliedern derselben 
unmittelbar verkündet, während in der Regel die Gesetze imd 
Verordnungen der Generalstaaten den Staaten der einzelnen 
Provinzen mit dem Ersuchen um Publication übersandt wurden*^). 

Der Vollzug der meisten Gesetze und Verordnungen der 
Generalität war Recht und Pflicht der einzelnen Provinzen und 
ihrer Glieder; indessen gab es wie in dem jetzigen Deutschen 
Reiche auch Angelegenheiten in eigener und unmittelbarer, 
jedoch meist nicht vollständiger Verwaltung der Generalität, 
nämlich die auswärtigen Sachen, Heer und Flotte, und die 
Finanzen. 

Die auswärtigen Angelegenheiten^^) der Republik wurden, 
nach Zurückdrangung des Staatsrathes auf diesem Gebiete, vor- 
nehmlich von den Generalstaaten und ihrem Ausschass für die 
auswärtigen Sachen besorgt. Die Generalstaaten entschieden 
über Krieg, Frieden, Waffenstillstand, internationale Verträge 
und ihre Ausführung, von ihnen wurden die Gesandten und 
Consuln der Republik ernannt, bevollmächtigt und instruirt. 



20) a.P.B., Bd. 1. S. 1204 folg. 

21) G.P.B., Bd. 1. S. 2624 folg. 

22) Slingelandt, Bd. 2 S. 185 und 186. Vergl. indessen Riems- 
dijk S. 97: »Hunne (der Generalstaaten) wetgevende macht binnen het 
gebied der seven provincien uitte sich voomamelijk in placcaten en publi- 
catien, die zij in druk luiten uitgaan en overal verspreidden«, femer S. 115 
und 116. 

23) Slingelandt, Bd. 2. S. 167 bis 170. Pieter Paulus, Bd. 2. 
S. 41 und 42. Tegenwoordige Staat, Bd! 1. S. 263 bis 282. 
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bei ihnen die Gesandten fremder Mächte beglaubigt. Die geo- 
graphische Lage der Republik und ihre vielfachen Handels- 
und Colonialbeziehungen brachten es mit sich, dass sie trotz 
aller Friedensliebe ihrer Staatsmänner in manche Staatshändel 
verwickelt wurden; es war Grundsatz ihrer Politik, zwar gute 
Beziehungen zu Frankreich zu pflegen, aber nicht zuzulassen, 
dass dieses sein Gebiet bis zu den Grenzen der Republik aus- 
dehne. Bei den auswärtigen Angelegenheiten hatten vor- 
wiegenden Einfluss die Statthalter, der Rathspensionair und 
der Secretair der Generalstaaten. 

Bei dem Kriegswesen muss ich mich auf einige besonders 
wichtige Fragen beschränken und kann auch diese nur streifen, 
nämlich die Bestimmung des Präsenzstandes, die Disposition 
über die Miliz und die Felddeputirten. 

An die Bestimmung des Präsenzstandes 2*) der repartirten 
Miliz haben sich manche Verfassungsfragen geknüpft. Der 
schwere Verfassungsstreit des Jahres 1650 entstand daraus, 
dass die Staaten von Holland einseitig, ohne gemeine Be- 
willigung, nach dem Friedensschluss mit Spanien die Reduction 
des von ihnen bezahlten Theiles der Miliz beschlossen hatten; 
Folge war die bewaffnete Intervention Wilhelms II. von Oranien 
in Holland im Auftrage der Generalstaaten. Die durch zahl- 
reiche Präcedenzfälle bestätigte Ansicht zog daraus, dass die 
gemeine Vertheidigimg Sache der Gesammtheit und die re- 
partirte Miliz eine Institution der Generalität sei, die gewiss 
richtige Folgerung: dass keine Provinz ohne gemeine Bewilli- 
gung ihren Antheil an der repartirten Miliz, der mit gemeiner 
Bewilligung angenommen sei, mindern dürfe; wogegen auch 
die Vermehrung des Präsenzstandes einstimmiger Genehmigung 
sämmtlicher Provinzen bedurfte. 

Die Disposition über die repartirte Miliz ^*^), insbesondere die 
Bestimmung und Aenderung des Garnisonortes, war ursprüng- 
lich bei dem Staatsrath, welchem die allgemeine Regierung des 
Landes namentlich in Sachen der gemeinen Vertheidigung an- 
vertraut war, und unter demselben bei den Statthaltern. Der 



24) Slingelandt, Bd. 4. S. 146 bis 162. 

25) Slingelandt, Bd. 4. S. 171 bis 193. 
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Missbrauch bei Verwendung der Miliz in Holland 1650, den 
die ganz vorherrschende Ansicht Wilhelm 11. zur Last legte, 
führte zu dem Beschlüsse der grossen Versammlung der General- 
staaten vom 16. Juni 1651 , virodurch die Disposition über die 
Miliz nach zuvor eingeholtem Gutachten des Staatsrathes den 
Generalstaaten gegeben wurde; die Mitglieder derselben sollten 
bei der Verfügung über die Miliz nach freiem Ermessen ver- 
fahren und durch Aufträge und Instructionen ihrer Vollmacht- 
geber nicht gebunden sein; die Befehle der Generalstaaten 
sollten durch den Staatsrath ausgeführt werden, mit Befugniss 
desselben dagegen zu remonstriren und darüber in weitere 
Verhandlungen mit den Generalstaaten zu treten. Da diese 
complicirten Bestimmungen sich für den Kriegsfall als völlig 
unpraktisch erwiesen, wurde Widerruf vorbehaltlich durch 
Beschluss der Generalstaaten vom 8. Juli 1672 die Disposition 
über die Miliz Wilhelm HI. von Oranien in demselben Umfange, 
wie seine Vorfahren sie besessen hatten, wiedergegeben. 

Weil Kriegssachen zur Zeit der Republik nur in der Nach- 
barschaft des Kriegsschauplatzes, im Verkehr mit den Militair- 
Befehlshabem, wirksam geleitet werden konnten, so haben sich 
die Generalstaaten und der Staatsrath bisweilen in corpore auf 
das Kriegstheater begeben, um an Ort und Stelle die ihnen 
zustehende Einwirkung auf die Kxiegsoperationen auszuüben. 
Meist beschränkten sich die Generalstaaten und der Staatsrath 
auf die Ernennung von Felddeputirten 2«) , bestehend aus Mit- 
gliedern beider Körperschaften oder der einen oder andern 
derselben, welche in ihrem Namen den militärischen Ober- 
befehlshaber im Feldzuge begleiten und ihm mit Rath und 
That zur Seite stehen sollten. Die Vollmacht der Felddeputirten 
und ihr Einfluss auf die Kriegsoperationen ist nicht gleichförmig 
gewesen; neben Feldobersten von sehr grosser Autorität und 
Erfahrung (z. B. Moritz von Nassau, Friedrich Heinrich und 
Wilhelm III. von Oranien) war meist nur Raum für eine unter- 
geordnete Wirksamkeit, namentlich bei Verpflegung des Heeres ; 
in anderen Fällen haben sie eine leitende Stellung gehabt. 
Das Institut der Felddeputirten hat zu manchen Frictionen 



26) Slingelandt, Bd. 4. S. 77 bis 96. 
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zwischen den civilen und mililairischen Befehlshabern des Landes 
Anlass gegeben. 

Die Leitung der Finanzen der Vereinigten Niederlande*') 
hat ununterbrochen dem Staatsrath zugestanden; er war das 
Schatzamt der reichen und mächtigen Republik. Die wichtigsten 
Einnahmen waren, wie bereits hervorgehoben, die Quoten 
(Matrikularbeiträge) der einzelnen Provinzen; die Ausgaben be- 
trafen namentlich den auswärtigen Dienst, die Verzinsung und 
Rückzahlung der grossen Staatsschuld, Subsidiengelder an ver- 
bündete Mächte und vornehmlich Heer und Flotte. Auf Grund der 
Entwürfe des Generalschatzmeisters und der Admiralitätscollegien 
fertigte der Staatsrath alljährlich einen Voranschlag der Ein- 
nahmen und Ausgaben mit Motiven und überreichte denselben 
den Generalstaaten zur Uebersendung an die einzelnen Provinzen. 
Zwischen Staatsrath und Generalstaaten war controvers, ob 
den letzteren ein Amendirungsrecht bezüglich der einzelnen 
Positionen des Voranschlages oder lediglich das Recht von 
Bemerkungen zu denselben zustehe. Die Staaten der einzelnen 
Provinzen hatten unter dem Präjudiz, dass der Voranschlag, 
soweit er sie betreffe, als genehmigt gelte, ihre Antworten 
binnen der vorgeschriebenen Frist versiegelt an die General- 
staaten einzusenden, wo sie in Gegenwart des Staatsrathes er- 
öffnet werden. Erwiesen sich ihre Bewilligungen (Gonsenten) 
als unzureichend, so wurde darüber im Staatsrathe mit den 
Deputirten der betreffenden Provinz zu den Generalstaaten ver- 
handelt; führten diese Verhandlungen zu keinem annehmbaren 
Ergebniss, so konnte eine Besendung der Staaten der betreffenden 
Provinz durch Mitglieder der Generalstaaten oder des Staats- 
rathes beschlossen worden. Das Budgetrecht der Staaten der 
einzelnen Provinzen stand unter der selbstverständlichen Ein- 
schränkung, dass sie einen verhältnissmässigen Beitrag zu allen 
Ausgaben bewiUigen und leisten mussten, welche zur Hand- 
habung der Union, zur Erhaltung der Bundeseinrichtungen und 
zur Ausführung der Bimdesgesetze erforderlich waren. Denn 
die Union war das höchste Gesetz des Landes; sie war ein 
ewiger nicht von jährlicher Bewilligung abhängiger Bupd; so- 

27) Slingelandt, Bd. 3. S. 73 bis 128. 
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mit war es oberste — allerdings oft missachtete und verletzte — 
Bundespflicht der Provinzen, Alles zu bewilligen und zu leisten, 
was zu ihrer Erhaltung und Handhabung nöthig war. 

Auch bei der richterlichen Gewalt der Vereinigten 
Niederlande, welche den Schutz der Bundeseinrichtungen, nament- 
lich der Bundesfinanzen bezweckte, muss ich mich auf einige 
Bemerkungen beschränken. 

Abgesehen von den Admiralitäts-Collegien*®), welchen 
Gerichtsbarkeit über ihre Angestellten und bezüglich der beson- 
ders zum Unterhalt der Flotte bestimmten Abgaben und Zölle 
zustand, und von der Münzkammer *'^) , welche über die Voll- 
werthigkeit der Münzen entschied, kommen der Staatsrath und 
die Generalstaaten als Gerichtshöfe der Vereinigten Niederlande 
in Betracht. 

Der Staatsath hatte Gerichtsbarkeit 

1) über die Militairpersonen ^% welche in Militairsachen, 
namentlich wegen militairischer Vergehen, mit Einschränkungen 
aber auch bezüglich gemeiner Vergehen und in Givilsachen 
der Gerichtsbarkeit der Generalität unterstanden. Der Staats- 
rath Hess die Gerichtsbarkeit erster Instanz durch Kriegsräthe 
ausüben, mit Befugniss die Entscheidung auch in dieser Instanz 
an sich zu ziehen. Die Entscheidungen des Staatsrathes waren 
endgültig, ohne Zulassung von Rechtsmitteln. Das Recht der 
Begnadigung war bei den Generalstaaten ^O nach Anhörung des 
Staatsrathes; bisweilen ist dasselbe auch von dem Staatsrath 
und den Generalcapitainen geübt; 

2) über den General-Einnehmer, die Einnehmer, Rent- 
meister und ihre Bürgen bezüglich der gemeinen Mittel der 
Republik ^^), sowie über die ihm nachgesetzten Beamten in 
Dienstsachen ^^) ; 



28) Van der Linden, Verhandeling over de judicielle practijk. 
Lejden 1794, Bd. 1. S. 22 und 23. 

29) Van der Linden a. a. 0. S. 19 und 20. 

30) Slingelandt, Bd. 4. S. 223 bis 263. 

31) Slingelandt, Bd. 4. S. 2^57 bis 272. 

32) Slingelandt, Bd. 3. S. 134 bis 157. 

33) Slingelandt, Bd. 3. S. 226 bis 230. 
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3) über Personen und Sachen, welche in Kriegszeiten 
ohne Erlaubniss aus Feindes Land kamen oder dorthin gingen**); 

4) über Delicte ohne Unterschied der Person, welche in 
Sachen betreffend den Krieg und die gemeine Vertheidigung 
begangen wurden**^). 

Die Generalstaaten hatten Gerichtsbarkeit letzter Instanz *®) : 

1) bei Rechtsmitteln gegen Urtheile der höheren Gerichte 
in und für die Generalitätslande und in den Colonien, 

2) bei Rechtsmitteln gegen Entscheidungen der Admirali- 
täts-GoUegien in Civilsachen. 

Da die Generalstaaten eine politische Versammlimg waren 
und der für umsichtige und gerechte Entscheidung von Pro- 
cessen nöthigen Eigenschaften entbehrten, so beschränkten sie 
sich auf die Instruction der Rechtsmittel und überwiesen die 
Entscheidung entweder einem bestehenden Gerichtshofe oder 
besonderen Revisionsrichtem , welche sie ernannten. 

Bisweilen ist das Gebiet der richterlichen Gewalt der Ge- 
sammtheit weiter ausgedehnt. Ein Hauptbeispiel ist der be- 
rühmte Process der Generalstaaten gegen Oldenbarneveld , de 
Groot, Hogerbeets und Leedenberg 1618/19 wegen Hochverrath 
gegen die Republik der Vereinigten Niederlande vor einer 
ausserordentlichen von ihnen eingesetzten Gommission aus 24 
Richtern, davon 12 aus der Provinz Holland und je 2 aus jeder 
der anderen Provinzen, welcher mit der Hinrichtung Olden- 
barneveld's und der Verurtheilung von de Groot und Hogerbeets 
zu lebenslänglichem Gefängniss endete. Eine Untersuchung der 
Zuständigkeit der Generalstaaten in diesem Falle geht über den 
Rahmen dieser Studie hinaus ; die ganz vorherrschende Ansicht 
der späteren Zeit der Republik, wo die Provinzialsouverainetät 
zu allgemeiner Anerkenmmg gelangte, hat diese Ausdehnung 
der Gerichtsbarkeit missbilligt. 



34) Slingelandt, Bd. 3. S. 230 und 231. 

35) Slingelandt, Bd. 3. S. 232 bis 235. 

36) Slingelandt, Bd. 2. 8. 186 bis 194. 
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Viertes Kapitel. 
Garantien und Abänderung der Verfassung. 

Der erste Gegenstand dieses Kapitels hat zwei Seiten, ein- 
mal Garantien, dass die Organe der Vereinigten Niederlande 
die ihnen gesetzen verfassungsmässigen Schranken einhielten 
und die ihnen anvertraute Macht nicht zu Ungerechtigkeit und 
Unbilligkeit missbrauchten, dann Garantien, dass die einzelnen 
Provinzen und ihre Glieder der Generalität verfassungsmässigen 
Gehorsam leisteten. 

In erster Beziehung waren ausreichende Garantien vor- 
handen. Die Generalstaaten, der Staatsrath und die Statt- 
halter controllirten einander gegenseitig; die Macht der Pro- 
vinzen und ihrer Glieder war so gross, dass Vergewaltigung 
derselben in ihren durch Art. 1 der Union gesclmtzten Rechten 
und Privilegien nur selten vorgekommen ist. Mag auch die 
Regierung der Vereinigten Niederlande und ihrer Theile nicht 
frei von mancherlei Missbräuchen gewesen sein, z. B. bei der 
Aemterbesetzung, bei Handhabung der Rechtspflege, so ist das 
Maass derselben doch nicht grösser gewesen als in den best- 
regierten gleichzeitigen Staaten. 

Der radicale Mangel der Republik der Vereinigten Nieder- 
lande betraf den zweiten Punkt. Die Gewalten der Bundes- 
regierung waren unzureichend. Sie wurde immer mehr ein 
imperium in imperio, eine Regierung über Regierungen; ihre 
Beschlüsse waren an Regierungen gerichtet und mussten durch 
diese ausgeführt werden; die Bundesregierung hatte nicht in 
sich selbst die Mittel ihres Bestandes und ihrer gedeihlichen 
Wirksamkeit, sie war vom guten Willen ihrer Theilnehmer 
abhängig, und dieser war lange nicht immer vorhanden; es 
fehlten ausreichende Garantien, dass die Provinzen und ihre 
Glieder der Generalität verfassungsmässigen Gehorsam leisteten. 

So namentlich auf finanziellem Gebiete. War es auch, wie 
im vorigen Kapitel ausgeführt wurde, oberste Bundespflicht der 
Provinzen, Alles zu bewilligen und zu leisten, was zur Erhaltung 
und Handhabung der Union erforderlich war, so hing doch 
die Erfüllung dieser Pflicht von ihrem guten Willen ab; es 
bestand kein Zwang, wieder zu den Bewilligungen (Gonsenten) 
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noch znr Leistung des Bewilligten. Das Executionsrecht der 
Generalität gegen die säumigen Mitglieder ist früh ausser Ge- 
brauch gekommen *) , — ungeachtet der ausdrücklichen Be- 
stimmung der Utrechter Union Art. 23, dass die Eingesessenen 
der Provinzen, ihre Städte und Mitglieder mit ihrer Person 
und ihrem Vermögen für die getreue Erfüllung aller Verbind- 
lichkeiten, welche die Gontrahenten in der Bundesverfassung 
übernommen hatten, haften sollten, — ungeachtet des Vertrages 
der Mitglieder der Union vom 13. Juli 1579^), wodurch die 
willigen Provinzen und ihre Mitglieder ermächtigt wurden, die 
Quoten (Matrikularbeiträge) ffir die säumigen Provinzen aufzu- 
bringen, und letztere sich selbst und ihre Eingesessenen sofortiger 
Execution zur Zahlung der vorgeschossenen oder angeliehenen 
Summen nebst Zinsen, Kosten und Schäden unterwarfen; es 
blieben nur lahme Besendungen an die säumigen Mitglieder 
und auch diese wurden immer seltener. So ist es nur zu be- 
greiflich, dass jede Provinz zum Schaden der gemeinen Sache 
die Lasten der Union auf die Schultern der anderen abzu- 
wälzen suchte ; wie denn die Deputirten von Overyssel auf der 
grossen Versammlung der Generalstaaten 1717 geradezu er- 
klärten^): »dat 'er Gewesten waren, die sig aan de grond- 
wetten van 't Gemeenebest in geenen deele verbonden hielden, 
maar in alles naar hun goedvinden te werk gingen, zoo dat 
'er in dien opzigte niets dan de ydele naam van vereeniging 
overig was.« 

Diese schweren Missstände sind selbstverständlich der Auf- 
merksamkeit der niederländischen Staatsmänner nicht entgangen. 
Wilhehn L von Oranien klagte schon 1579*), »que les Deputez 
servoient ä V Assemblee plustöt pour excuser les Provinces, 
comme Procureurs et Avocats de leur Constituans et Maitres, 
que pour avancer le bien commun«; die Generalstaaten er- 
klärten schon 1593*^), »dat de vastigheid, en het eenig fonda- 



1) Slingelandt, Bd. 3. S. 117 bis 128. 

2) Abgedruckt von Pieter Paulus, Bd. 2. S. 292 bis 291 

3) Pieter Paulus, Bd. 1. S. 55 und 56. 

4) Slingelandt, Bd. 3. S. 121. 

5) Slingelandt, Bd. 3. S. 128. 

5 
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ment, van de eenigheid van de gesamentlyke Provincien, ge- 
leegen is in het vereflfenen der Gonsenten«; Hugo Grotius**) 
sagte von einem ähnlichen Mangel in der Verfassung der 
Staaten von Holland, nämlich dem Erfordemiss der Stimmen- 
einheit bei Geldbewilligungen, »ubi de novis vectigalibus dis- 
ceptatur, valere majoris partis decreta vetat mos, sub princi- 
patu haud imprudenter introductus, libertati periculosus, nisi 
pro jure succedant prudentia et publici amor«; Simon van 
Slingelandt (1664 bis 1736) '), einer der besten und einsichtigsten 
Vaterlandsfreunde, nennt die Bundesregierung das reine Chaos, 
eine Anarchie, weil einzelne Mitglieder die nothwendigsten und 
heilsamsten Beschlüsse durch ihren Widerspruch hindern kön- 
nen und keine Garantie für Ausführung auch der einmüthig 
gefassten Beschlüsse bestehe ; er betrachtet die lange Fortdauer 
der Republik als ein Wunderwerk der göttlichen Vorsehung. 
— Und einsichtige fremde Beurteiler, Alexander Hamilton und 
James Madison ®) , fassen die Folgen der schweren Mängel in 
der Verfassung der Republik dahin zusammen: »hnbecility in 
the govemment; discord among the provinces; foreign influence 
and indignities; a precarious existence in peace, and peculiar 
calamities from war.« 

Die Abhilfe der schweren Missstände im Wege der Ver- 
fassungsänderung war mit kaum überwindlichen Schwierigkeiten 
verbunden. 

Die Utrechter Union steht in Ansehimg der Verfassungs- 
änderungen ganz und rein auf dem Boden des Staatenbundes. 
Sie bestimmte im Art. 22, dass Verfassungsänderungen nur 
»mit gemeinem Rath und Zustimmung der Bundesgenossen« 
erfolgen dürften; der Widerspruch einer jeden auch der kleinsten 
am wenigsten zahlenden Provinz war ausreichend eine Ab- 
änderung der Verfassung zu hindern; auf einstimmige Annahme 
einer anderen besseren die verschiedenen Leistungen der 
Provinzen berücksichtigenden und die breite Masse des Volkes 



6) Slingelandt, Bd. 1. S. 204. 

7) Vorrede S.9, U, 15, Bd.l. S. 186 u. 187, Bd. 2. S.9u.l4, Bd. 3. S.128. 

8) The FederaJist on the new Constitution, nro. 20, vom 12. De- 
cember 1787. 
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nach ihren Leistungen für das Gemeinwesen betheiligenden 
Verfassung war nicht zu hoffen; die Reformversuche auf den 
grossen Versammlungen der Generalstaaten 1651 und 1716/17 
waren missglückt, obwohl sie sich auf Beseitigung der nächst- 
liegenden Missstände beschränkten. 

Die Verfassung der Republik der Vereinigten Niederlande 
hat einen bedeutenden Platz in der Geschichte der modernen 
Bundesverhältnisse. Die erste Gesammtstaatsverfassung der 
Vereinigten Staaten von America, die Gonfederationsartikel, 
beruht auf denselben Grundlagen. Der ausführlichste Gommen- 
tator der Utrechter Union, Pieter Paulus •), vergleicht 
beide Verfassungen und zeigt, dass sie in vielen und wichtigen 
Fragen übereinstimmen. Vielleicht sind die Mängel der Ver- 
fassung jenseits des Meeres noch greller hervorgetreten *®) als 
im Heimathslande der Utrechter Union. Aber der Jugendkraft 
der grossen transatlantischen Republik ist der wichtige Fort- 
schritt, der Uebergang zum modernen Bundesstaate, gelungen; 
die altersschwach gewordene Republik der Vereinigten Nieder- 
lande ist unter den Nachwirkungen der französischen Revo- 
lution ruhmlos untergegangen. 



Ich begann diese Studie mit einem Auszuge aus einer 
Rede des Fürsten von Bismarck, welche auf die zahlreichen 
Analogieen zw^ischen unserer Bundesverfassung und der Ver- 
fassung der Vereinigten Niederlande hinweist. In der That 
sind manche Analogien vorhanden. Holland war die leitende 
Provinz der Vereinigten Niederlande, Preussen ist der leitende 
Staat des Deutschen Reiches ; unser Bundesrath besteht, ähnlich 
den Generalstaaten, aus bevollmächtigten Vertretern der einzelnen 



9) Bd. 8. S. 240 bis 254. 

10) Alexander Hamilton smnmirt die Folgen aus den Mängeln 
der Gonfederationsartikel im FederaUst nro. 15 dahin: »To shorten an 
enumeration of particulars which can afford neither pleaaure nor in- 
struction, it may in general be demanded, what indication is there of 
national disorder, poverty and insignificance, that could befal a Community 
so peculiarly blessed with natural advantages as we are which does not 
form a part of the dark catalogue of our public mi8fortune8?€ 
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Bundesglieder, welche in der Regel nach Stimmenmehrheit 
entscheiden. Unser Präsidium mag man mit den Statthaltern 
der Vereinigten Niederlande, unsern Reichskanzler mit dem 
holländischen Rathspensionair vergleichen; es bestehen Aehnlich- 
keiten in Beziehung auf die auswärtigen Angelegenheiten, die 
Finanzen, das Heer und die Flotte. Aber es überwiegen doch 
die Verschiedenheiten. Der grosse Missstand der Vereinigten 
Niederlande: gleiche Berechtigung der verschiedenen Glieder 
bei der Willensbildung der Gesammtheit ohne Rücksicht auf 
die Verschiedenheit ihrer Leistungen vorbehaltlich einiger 
Ausnahmen, ist bei uns vermieden. Die Zuständigkeit unseres 
Reiches ist ausgedehnter und genauer abgegrenzt; die Herr- 
schaftsrechte unseres Präsidiums sind grösser und ruhen auf 
festerem Grunde als bei den Statthaltern der Vereinigten 
Niederlande, unser Reichskanzler ist nicht allein Bevollmächtigter 
zum Bundesrath sondern auch verantwortlicher Reichsminister. 
Unsere Reichsregierung ist einheitlicher und kraftvoller; Ga- 
rantien für verfassungsmässigen Gehorsam der Glieder gegen- 
über dem Reiche sind bei uns vorhanden. Der Widerspruch 
eines einzelnen Staates, ausser Preussen, vermag eine Aende- 
rung der Reichsverfassung nicht zu hindern. In unserem 
Reichstage haben wir eine directe Vertretung des deutschen 
Volkes für Reichsangelegenheiten. Immerhin hat unser grosser 
Staatsmann darin Recht, dass eine Untersuchung der Ver- 
fassung der Vereinigten Niederlande auch für uns lehrreich ist. 
Und für uns, wie für die Niederländer zur Zeit ihrer Bundes- 
republik, gilt die Mahnung des grossen Oraniers in seiner 
Apologie *'): »Onderhoudt uwe Unie wel; bewaert uwe Unie 
wel !« 

11) Bor, Bd. 2. Authentische Stücke S. 93. 
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